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Ar. 19 


Berlin, den 1. Detopes 1935 


16. Jathsgang 


Polniſch⸗ ukrainiſcher Wusgleichsperfuch 


Die polniſche Regierung hat während der letzten Monate 
erhebliche Anftrengungen gemacht, um zu einem Ausgleich 
mit den Ukrainern ihres Staatsgebietes zu kommen. 
Der ſichtbare Ausdruck dieſer Bemühungen iſt zunächſt einmal 
die Tatſache, daß die Regierung den Ukrainern 19 Man⸗ 
date im Sejm zugeſagt hat, die dann bei der Wahl auch 
beſetzt werden konnten, und daß zu den vom Staatspräſi⸗ 
denten ernannten Senatoren auch 2 Ukrainer gehören. Nun 
befinden ſich unter den gewählten ukrainiſchen Abgeordneten 
allerdings einige, deren ukrainiſche Nationalität man mit Recht 
anzweifeln kann, die vielmehr jenen Typ verkörpern, den die 
polniſche hiſtoriſche Publiziſtik als gente Ruthenus, natione 
Polonus“ bezeichnet. Andererſeits befindet ſich unter den ge— 
wählten Sejmabgeordneten auch ein fo zweifelsfrei national- 
ukrainiſch geſinnter Mann wie Hauptmann Luck i. Dieſer 
war im Jahre 1920 einer der Vertrauten des Hetmans 
Petljura, eben zu der Zeit, in der dieſer ſein Bündnis mit 
Pilſudſki gegen die Bolſchewiken abſchloß. Seit einigen Jahren 
iſt er der führende Mann des ukrainiſchen Genoſſenſchafts— 
weſens, alſo desjenigen Faktors, der, nicht allein wirtſchaftlich, 
das wichtigſte Rückgrat des nationalen Lebens der Ukrainer 
in Oſtgalizien bildet. Für den Ausgleich tritt auch Szezeptyeki 
ein, der als Metropolit der griechiſch-uniierten Kirche eine 
Perſönlichkeit iſt, die in allen Lagern der galiziſchen Ukrai— 
ner ein bis heute durch nichts zu erſchütterndes Anſehen ge— 
nießt. Allerdings haben ſich an den Ausgleichsbeſtrebungen 
mit der polniſchen Regierung nicht alle ukrainiſchen 
Gruppen und Organiſationen beteiligt. Poſitiv 
haben ſich zu dieſen Beſtrebungen die ukrainiſchen Genoſſen⸗ 
ſchaften und die kirchlichen Kreiſe Galiziens eingeſtellt, ſowie 
auch die Zrößte der ukrainiſchen Parteien, die „Undo“, die 
etwa der Nationaldemokratie auf polniſcher Seite entſprickt. 
Ablehnend verhalten ſich gegenüber jeder Verſtändigung mit 
Polen die links⸗ und rechtsradikalen, zum Teil illegalen ukrai⸗ 
niſchen Gruppen. Deren Haltung iſt für die polniſche Seite 
ein nicht zu unterſchätzender Unſicherheits faktor, da 
ſich ihre zahlenmäßige Stärke und ihre potentielle Stoßfraft 
niemals mit Beſtimmthett einſchätzen läßt. 


Der polniſchen Regierung war es bei den Verhandlungen, 
die ſie bereits ſeit Juni d. J. mit den Ukrainern pflegte, zu— 
nächſt einmal um deren Beteiligung an den Wahlen 
zu tun. Die Wahlbeteiligungsziffern (einſchließlich der ungül- 
tigen Stimmen) haben in den Wojewodſchatfen Stanis lau 
und Lemberg mit 42 bzw. 43 v. H. der Stimmberechtigten 
unter dem Landesdurchſchnitt gelegen. In der Wojewodſchaft 
Tarnopol hat die Beteiligung 59, in Wolhynien 65 
und in Poleſien ſogar 67 v. H. betragen. Sie iſt alſo in 
den beiden letztgenannten Wojewodſchaften, in denen das pol⸗ 
niſchſprachige Element nach der (polniſch gefärbten) Volks⸗ 
zählung von 1931 nur 16,5 bzw. 14,5 v. H. der Bevölkerung 
ausmacht, ganz erheblich höher geweſen als in allen anderen 
Gebieten Polens (außer der Wojewodſchaft Schleſien). Die 
polniſche Preſſe ſprach mit Bezug auf dieſes Wahlergebnis von 
dem „poleſiſchen Wunder“. Dieſes „Wunder“ zu er⸗ 
klären, find vermutlich die zuſtändigen polniſchen Verwaltungs⸗ 


organe dieſes ukrainiſchen Gebiets in der Lage. Der poleſiſche 


Wojewode hat ſchon bei den letztjährigen Gemeindewahlen 
ein ähnliches „Wunder“ vollbracht. 


Die Verhandlungen zwiſchen der polniſchen Regierung 
und den Ukrainern haben ſich nicht ausſchließlich auf die Frage 
der Wahlbeteiligung und die Zahl der den Ukrainern einzu— 
räumenden Mandate erſtreckt. Es ſcheint, daß den Ukrainern 
beſtimmte Zulagen hinſichtlich der Rechts⸗ 
ſtellungihrer Jugendorganiſationen undder 
Betätigung ihrer in Oſtgalizien hervorragend und 
völlig aus eigener Kraſt entwickelten Genoſſenſchaften 
gemacht worden ſind. Wenn der Beſtand und die Ent— 
wicklung dieſer beiden wichtigen Elemente des national-ukrai— 
niſchen Lebens durch die getroffenen Abmachungen für die 
nächſte Zukunft tatſächlich geſichert ſein ſollten, ſo wäre das 
für die Ukrainer ein immerhin bemerkenswerter Erfolg, wie 
es andererſeits ein Erſolg der polniſchen Regierung iſt, daß 
es ihr gelungen iſt, wenigſtens einen Teil der Ukrainer zur 
Wahlbeteiligung zu bewegen und ihnen damit bis zu einem 
gewiſſen Grade eine pofitive Einſtellung zum pol— 
niſchen Staat zu entlocken. 


Der polniſchen Regierung aber kam es bei den Ausgleichs⸗ 
bemühungen mit den Ükrainern auf mehr an als auf einen 
taktiſchen Erfolg bei den Wahlen. Die Bemühungen ſtehen 
ganz offenſichtlichunter der Einwirkung außenpo⸗ 
litiſcher Momente. Die ukrainiſchen Gebiete ſind für 
die Feſtigkeit des polniſchen Staatsgefüges ein wunder Punkt 
in dem Augenblick, in dem ſich die Gegenſätze an der Oſt⸗ 
grenze verſchärfen. Das aber iſt heute der Fall. Von Mos- 


kau her iſt gegen die polniſche Poſition im 


Südoſten des Staates ein doppelter Angriff 
im Gange: Die Angriffsbaſis der Komintern iſt nach dem 
jahrelangen, barbariſchen Vernichtungsfeldzug 'Jegen alle na: 
tionalen Regungen in der Sowjetukraine Polen gegenüber 
freilich nicht günſtig. Die machtpolitiſche Baſis der Somjet- 
union aber hat ſich, ſeitdem Prag ſein Bündnis 
mit Moskau hat, Polen gegenüber ganz beträchtlich ver⸗ 
ſtärkt. In Warſchau hat man noch nicht vergeſſen, daß Prä⸗ 
ſident Maſaryk früher einmal von Karpathenrußland als 
von einem Lande geſprochen hat, das die Tſchechei nur vor⸗ 
übergehend verwalte, bis „der große ruſſiſche Bruder“ wieder 
ſtark genug ſei, um dieſes Gebiet in ſeine Obhut zu nehmen, 
Es liegt nahe, ſich an dieſes Wort zu erinnern in dem Augen⸗ 
blick, da „der große ruſſiſche Bruder“ dabei iſt, ſich in der 
Slowakei eine militäriſche Operationsbaſis zu ſchaffen, da der 
Beſtand des polniſch-rumäniſchen Bündnisvertrages bedroht 


iſt und dadurch im Südoſten eine politiſch-militäriſche Grup⸗ 


pierung entſteht, die die ukrainiſchen Gebiete Polens von drei 
Seiten umfaßt. 


Innerhalb der polniſchen Regierung find der gegenwär⸗ 
tige Innenminiſter Koſcialkowſki und der Generalinſpek⸗ 
teur der Armee, Rydz-Smigly, die energiſchſten Ver⸗ 
treter eines Ausgleichs mit den Ukrainern. Der General, der 
im Jahre 1920 den polniſchen Vormarſch gegen Kiew geleitet 


hat, ſtammt ebenſo wie der Miniſter aus der Ukraine. Aber 


nicht das allein veranlaßt ſie, eine Politik vorſichtig doſierter 
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ſie ſich nach der 


Zugeſtändniſſe an die nationalen Forderungen der Ukrainer 


ca 


für richtig zu halten. Es iſt nicht das erſte 


über den Ukrainern in der oſtgaliziſchen Autonomiefrage ge⸗ 
kennzeichnet iſth. Befürworter der Ausgleichspolitik waren 
der damalige Direktor der Oſtabteilung im Warſchauer Aus⸗ 
wärtigen Amt, Tadeuſz Holowko und der damalige Innen⸗ 
miniſter Broniſlaw Pie rack i. Beide wurden von ukrai⸗ 
niſchen Terroriſten ermordet, der eine 1931, der andere 1933. 
Es waren nicht nur dieſe Morde, die die damaligen Aus⸗ 
gleichsverſuche ſcheitern ließen. Der eigentliche Grund war 
immer der, daß ſich die polniſche Staatsidee ſo, wie 
iederwerfung der Weſtukrainiſchen Republik 
durch die Hallertruppen 1919 und nach dem Scheitern der 
Pilſudſkiſchen Pläne einer polniſch-ukrainiſchen Föderation 
1920 herausgebildet hat, mit der polniſche n Staats⸗ 


idee nicht vereinbaren läßt. 


Die Ausgleichsbeſtrebungen beſchränken ſich auf die 
drei Südoſtwojewodſchaften Polens. Sie auch auf Wolhynien 
und Poleſien auszudehnen, lehnt die polniſche Regierung 
grundſätzlich ab. (Auch ſchon das nicht durchgeführte 


Autonomiegeſetz von 1922 ſollte nur für Oſtgalizien gelten.) 


Die Regierung macht ſich dabei die mancherlei Verſchie⸗ 


denheiten, die zwiſchen den galiziſchen und 


den wolhyniſch⸗poleſiſchen Ukrainern bes 
ft 


ehen, zunutze. Indem ſie die letzteren von den Aus⸗ 
e be agen ausſchließt, mindert ſie zugleich den 

ert der Zuſagen, die ſie etwa den galiziſchen Ukrainern 
zu machen bereit iſt. (In den drei oſtgaliziſchen Wojewod⸗ 
ſchaften wurden bei der Volkszählung 1931 etwa 3,3 Mill. 
und in den beiden anderen erwähnten Wojewodſchaften 
etwa 2,7 Mill. Ukrainer gezählt.) Die galiziſchen 
Ukrainer ſind der in der Entwicklung eines natio— 
nalen Eigenlebens am weiteſten fortgeſchrittene 


Teil dieſes 40⸗Millionen⸗Volkes ohne eigenen Staat. Die 


Ukrainer in Wolhynien und Poleſien ſowie 
im Chelmer Gebiet aber ſind in den Augen der Polen 
nur „ethnographiſches Rohmaterial“. Es gibt 
gewiſſe ſtammliche undſoziale Unterſchiede 
zwiſchen ihnen und ihren Volksgenoſſen jenſeits der früheren 
öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Grenze. Das ſtärkſte Unterſcheidungs⸗ 


merkmal aber liegt auf konfeſſionellem Gebiet: 


In Galizien herrſcht untern den Ukrainern das griechiſch⸗ 


„unierte Bekenntnis; die Ukrainer des ehemals ruſſiſchen 


Klarheit. 


Teilgebietes dagegen bekennen ſich ſeit der gewalttätigen 
Uniatenbekämpfung durch den Zarismus wieder zur 
griechiſchen Orthodoxie, und ihre Geiſtlichkeit hält mit einer 


faſt ataviſtiſchen Hartnäckigkeit an ihren ruſſiſchen Nei⸗ 
gungen feſt. Bei den Ukrainern des ehemals ruſſiſchen 
Teilgebietes gibt es keine nennenswerte volksbewußte 
Intelligenz, die imſtande wäre, den Poloniſierungs— 
beſtrebungen einen ähnlich energiſchen und erfolgreichen 
Widerſtand entgegenzuſetzen, wie es die breite Intelli⸗ 
genzſchicht der galiziſchen Ukrainer vermag. 
Dieſe, die unmittelbar aus den niederen Schichten des 
Volkes hervorgegangen iſt, hat zwiſchen. die Maſſe 
des 1110 hen Bauerntums und die pol⸗ 
niſchen Landesherren eine Iſolierſchicht 
gelegt, die dieſe faſt noch nirgends zu durchbrechen ver⸗ 
mochten. Alle Verſuche von polniſcher Seite, unter Aus⸗ 
ſchaltung oder Umgehung dieſer Intelligenz an die ukrai⸗ 
niſche Volksmaſſe heranzukommen, müſſen verſagen oder 
können beſtenfalls nur zu unzulänglichen und fragwürdigen 
Teilergebniſſen führen. 

Wenn von polniſcher Seite alſo ein Ausgleich mit den 
Ukrainern verſucht wird, dann iſt er in Galizien nur denk⸗ 
bar, wenn er auf ukrainiſcher Seite gewollt und getragen wird 
von dieſer führenden Schicht, die es ſich leiſten kann, ihre 
völkiſche Eigenart nicht antaſten zu laſſen. Und weiter: 
wenn von einem Ausgleich die Rede iſt, dann dreht es ſich 
nicht etwa bloß darum, ob die beiden Teile in dieſer oder 
jener Frage zu einer Abſchleifung der beſtehenden Gegen: 
ſätze zu gelangen vermögen. Sondern im Grunde handelt 
es ſich hier ſtets um die Frage, ob die Ukrainer 
bzw. die Angehörigen der ukrainiſchen 
Intelligenz den polniſchen Staat als 
ſolchen anerkennen oder verneinen. Auf der 
einen Seite wird es niemals eine polniſche Regierung 
geben, die ſich freiwillig aus den ukrainiſchen Gebieten 
zurückzieht. Auf der anderen Seite aber führen die Ukrainer 
denſelben Kampf gegen die Polen, den dieſe in der Zeit 
ihrer Staatenloſigkeit gegen die fremden Machthaber ihres 
Wohngebietes führten. Eine Idee lebt von den Opfern, die 
für ſie gebracht worden ſind. Auch für die ukrainiſche 
Staatsidee wurde mit Waffen gekämpft, und ſie erhielt in 
Schewtſchenko ihren begnadeten Sänger. Es läßt ſich freilich 
nicht leugnen, daß die Staatsidee der Polen eine ſtärkere 
Lebenskraft beſitzt als die der Ukrainer. Doch iſt es ſicherlich 
ein gefährlicher Irrtum, wenn die Polen in der ukrainiſchen 
nichts anderes als eine deſtruktive Verneinung ihrer eigenen 
Staatsidee ſehen. Marſchall Pilſudſki hat 1920 verſucht, die 
Unvereinbarkeit der polniſchen und der ukrainiſchen Staats- 
idee durch den Gedanken der Föderation im Angriff gegen 
Moskau zu überwinden. Heute aber iſt Moskau der 
angreifende Teil. N Dr. Kredel. 


Politiſche Wandlungen in Polen 


Daß nach den Wahlen in Polen gewiſſe politiſche 


Aenderungen eintreten würden, die ſich nicht lediglich auf 
die perſonelle Zuſammenſetzung der Regierung beſchränken, 
wurde allgemein ſchon ſeit langem erwartet. Ueber Aus⸗ 
maß und Richtung der Veränderungen aber beſtand keine 
t. Auch jetzt iſt das Dunkel noch nicht gelichtet. 
Was die Regierungsumbildung anlangt, jo iſt mit. Be- 
ſtimmtheit mit dem Rücktritt des Miniſterpräſidenten 
Slawek zu rechnen. Nicht etwa, weil Slawek in ſeinem 
Amte, das er ja nicht zum erſten Mal bekleidet, irgendwie 
verſagt hätte (Miniſter des Pilſudfkiregimes verſagen nie), 
ſondern deshalb, weil die Aufgabe, zu deren Durchführung 
er noch vom Marſchall (formell vom Staatspräſidenten) 
eingeſetzt wurde, erfüllt iſt: Die Verfaſſung iſt in Kraft, und 
die Wahl iſt beendet. Für dieſe Dinge iſt Slawek „Spe⸗ 
zialiſt“. Jahrelang hat er zuſammen mit Car und Makowſki 
an den Verfaſſungetheſen gefeilt; 1928 und 1930 hat er die 
Wahlen für den Regierungsblock organiſiert. Die vor- 
dringlichſten Aufgaben, die der Chef der polniſchen Re⸗ 
gierung in der nächſten Zukunft zu erledigen haben wird, 
liegen auf anderem, auf wirtſchaftlichem, vielleicht auch auf 


außenpolitiſchem Gebiet. Hier bedarf es eines anderen 


Spezialiſten. f 
Ueber die Neubeſetzung des Miniſterpräſidentenpoſten 


gingen in der polniſchen Preſſe die verſchiedenſten Gerüchte 
zum. Einmal wurde Profeſſor Bartel genannt, der diefen 
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Poſten ſchon mehrere Male innehatte, ſich vor einigen Jahren 
aber auf ſeine wiſſenſchaftliche Arbeit an der Univerſität 
Lemberg zurückzog. Genannt wurden ferner Oberſt Beck, 
General Saſnkowſki, General Rydz⸗Smigly und der bis⸗ 
herige Innenminiſter Koſcialkowſki. Bon dieſen 
ſcheint der letztere, der aus den ukrainiſchen Gebieten 
ſtammt und als früherer Mann der „Wyzwolenie“ geeignet 
iſt, die wünſchenswerte Brücke von der Regierung zu den 
kleinbäuerlichen Kreiſen zu ſchlagen, zur Zeit die meiſte 
Ausſicht zu haben. Oberſt Beck wurde ſchon bei der letzten 
Regierungsumbildung einmal als Kandidat für das Amt 
des Miniſterpräſidenten genannt. Er gehört zweifellos zu 


den einflußreichſten Männern des heutigen Polens. Mit 


ſeiner Miniſterpräſidentſchaft iſt aber erſt wohl dann zu 
rechnen, wenn einmal die außenpolitiſchen Probleme ſo 
beherrſchend in den Vordergrund treten ſollten, daß ſie die 


unbedingte Unterordnung aller innerpolitiſchen Fragen not⸗ 


wendig machen. Von General Soſnkowſki, einem der 
älteſten und erprobteſten Freunde und Mitarbeiter des 
Marſchalls, hieß es ſchon nach deſſen Tode, daß er in 
Zukunft in Polen eine der hervorragendſten Stellen ein⸗ 


nehmen werde. Er kann vielleicht weniger durch das, was 


er jagt, als durch das, was er i ſt, als der weltanſchau⸗ 
liche Repräſentant des Regierungsblocks gelten. Das ließe 
ihn an ſich für die Aufgaben, die jetzt, nachdem mit der 
Beendigung der Wahlen ein neuer Abſchnitt der inner⸗ 


polniſchen Entwicklung beginnen ſoll, für dieſen Poſten ge⸗ 


eignet erſcheinen. Er gehört jedoch zu den Männern, die das 
Heraustreten in das grelle Licht des politiſchen Geſchehens 
nicht lieben. Mit einer Miniſterpräſidentſchaft des Generals 
Rydz⸗Smigluy iſt nicht zu rechnen. Deſſen unmittel⸗ 
bares Eingreifen in die Politik würde mit den Wünſchen 
des Marſchalls in Widerſpruch ſtehen. In früheren Jahren 
hat es Pilſudſki wohl geliebt, Offiziere aus der Armee in 
die Politik abzukommandieren und ſie nach Erledigung der 
ihnen zugewieſenen Aufgabe wieder in die Armee zurück⸗ 
treten zu laſſen. Schon in den letzten Jahren ſeines Lebens 
aber kam er von dieſer engen perſonellen Verbindung 
wiſchen Heer und Politik mehr und mehr ab. Die letzte 
nordnung, die er vor ſeinem Tode traf, war die Trennung 
der in ſeiner Perſon vereinigten Aemter des Kriegsminiſters 
und des Generalinſpekteurs der Armee. Zu feinen Nach⸗ 
folgern ernannte er in dem einen Amt den General 
Kaſprzycki, in dem anderen den General Rydz⸗Smigly. Er 
trennte damit Wehrmacht und Politik eindeutig von 
einander. 

Mit Slawek werden vorausſichtlich auch noch einige 
andere Miniſter aus der Regierung ausſcheiden. Die Namen 
der zurücktretenden und der kommenden Miniſter ſtehen 
zwar noch nicht feſt. Doch ſind die mit mehr oder weniger 
Beſtimmtheit ſeit einiger Zeit in der polniſchen Preſſe auf: 
tauchenden Vermutungen immerhin für die in den ver- 
ſchiedenen Lagern herrſchenden Stimmungen, Hoffnungen 
und Befürchtungen bezeichnend. So heißt es, daß der 
jüdiſche Handelsminiſter Floyar⸗Rajchma n abtreten 
wird. Als fein Nachfolger wird Kwiatkowſki genannt, 
der bereits einmal Jahre hindurch auf dieſem Poſten ſtand: 
Kwiatkowſki iſt der eigentliche Schöpfer des polniſchen 
Nationalhafens in Gdingen. Auch im Kultusminiſterium 
und im Innenminiſterium wird ein Wechſel erwartet. 
Einige oppoſitionelle Zeitungen wollten wiſſen, daß der 
Kattowitzer Wojewode Grazynſki die Leitung eines 
dieſer Miniſterien übernehmen wird. Davon, daß Gra— 
zynſki die Wojewodſchaft Schleſien verlaſſen ſoll, war ſchon 
öfters die Rede. Derartige Gerüchte hatten ſich bisher jedoch 
immer als unbegründet erwieſen. Wenn Grazynſki jetzt 
wirklich von ſeinem Kattowitzer Poſten abberufen werden 
ſollte, dann geſchähe das zweifellos nicht, um ihn in die 
Wüſte zu ſchicken. Für einen um die Entdeutſchung Oſt— 
oberſchleſiens ſo ſehr verdienten Mann wie Grazynſki wird 
Polen ſicherlich eine beſſere Verwendung haben. Falls 
Grazynſki Kattowitz verläßt, kommt als ſein Nachfolger ver— 
mutlich der jetzige 2. Vizewojewode Leon Malhomme 
in Frage, der mehrere Jahre lang Generalkonſul in 
Beuthen-Oppeln und ſpäter in Mähriſch-Oſtrau war, von 
wo er vor etwa einem halben Jahr in die Kattowitzer 
Wojewodſchaft berufen wurde, wohl von vornherein in der 
Abſicht, ihn zu gegebener Zeit zum Nachfolger Grazynſkis 
zu machen. 

Welche Veränderungen in der Beſetzung der Miniſter⸗ 
poſten auch eintreten mögen, — es bleibt ſeit 1926 in der 
Hauptſache doch immer derſelbe enge Kreis von Männern, 
der in Polen regiert. Wichtiger als die Pläne einer Re⸗ 
gierungsumbildung ſind die Pläne, die hinſichtlich der 
Zukunft der Organiſation des Regierungslagers beſtehen. 
Es wird in ziemlich beſtimmter Form davon geſprochen, daß 
die parteimäßige Organiſation, auf die ſich das Pilſudſki⸗ 
regime bisher geſtützt hat, aufgelöſt werden ſoll. Der „Partei: 
loſe Block für die Zuſammenarbeit mit der Regierung“ 
(abgekürzt: BB) wurde im Jahre 1927 geſchaffen; fein 
maßgebender Leiter war von Anfang an Oberſt Slawek. 
Da die Gründung des Blockes unter der Parole des Mai⸗ 
putſches von 1926: „Sanierung des öffentlichen Lebens“ 
erfolgte, wurde er von ſeinen Anhängern im Ernſt, von 
ſeinen Gegnern aber ironiſch „Sanacja“ genannt. Der Block 


iſt keine Partei im üblichen Sinne; er ſollte immer nur das 
Sammelbecken aller derjenigen ſein, die von der parlamen⸗ 
tariſchen Parteienwirtſchaft nichts mehr wiſſen wollten; in 
ihm fanden ſich ſowohl rechts⸗ wie linksgerichtete Kreiſe 
zuſammen. Sein einender Faktor war zunächſt nichts 
anderes als die Perſon des Marſchalls Pilſudſki, die die 
Gewähr für Ordnung und Sauberkeit im Staat und vor 
allem für eine weitblickende Stetigkeit in Regierung, Ver⸗ 
waltung und Heer zu geben verſprach. Wenn der Block in 
ſeinem Auftreten nach außen und in ſeiner inneren Struktur 
im Laufe der Zeit ſich in oft recht bedenklichem Maße dem 
von ihm bekämpften Vorbild der Parteien angepaßt hat, ſo 
hat das einmal an der verfaſſungsmäßig bedingten parla— 
mentariſchen Kampfesweiſe, vor allem aber an der oft 
peinlichen Unzulänglichkeit des menſchlichen Materials ge— 
legen, mit dem er wohl oder übel arbeiten mußte. In der 
Abſicht ſeiner Gründer und Führer iſt dieſe Entartung 
jedoch nicht begründet geweſen. Im Block herrſcht das 
Führerprinzip. Er hat auf die Regierungsführung niemals 
wirklichen Einfluß gewonnen; ein Programm mit welt⸗ 
anſchaulicher, ſozialer oder ſonſtiger Tendenz, wie es die 
Oppoſitionsparteien vorweiſen können, hat er niemals ge 
habt, ſondern er hat immer nur die Aufgabe gehabt, das 
Regime, das ſeit 1926 in Polen beſteht, durch die jeweils 
gebotenen Mittel des politiſchen Kampfes zu unterſtützen, 
das Regime populär zu machen. Daß der Block, wie die 
letzten Wahlen bewieſen haben, dieſe Aufgabe nur in recht 
unvollkommenem Maße gelöſt hat, liegt wohl in der Haupt- 
ſache daran, daß er nicht aus einer der tragenden Schichten 
des Volkes heraus entwickelt, ſondern von oben nach unten 
aufgebaut worden iſt. Er hat dazu ausgereicht, die 
Parteien aus dem Sejm zu entfernen, aber er iſt nicht 
imſtande geweſen, die Brücke zum Volke zu ſchlagen. Er hat 
die 20⸗Millionen-Maſſe der Bauern ebenſowenig für das 
Regime gewonnen, wie er es fertiggebracht hat, in ein 
Vertrauensverhältnis zur politiſch aktiven Jugend zu 
kommen. 

Die Vorausſetzung, unter der der Block ſeinerzeit ge- 
ſchaffen wurde, beſteht heute nicht mehr: Eine Oppoſition 
iſt in den Parlamenten nicht mehr vorhanden. Der Block 
könnte alſo, da er zur Durchführung anderer Aufgaben 
wenig zu taugen ſcheint, wieder von der politiſchen Bühne 
verſchwinden. Wenn er aufgelöſt wird, erheben ſich zwei 
weitere Fragen: Was geſchieht dann mit den anderen Bar: 
teien? Und welchen anderen organiſatoriſchen Rückhalt 
wird ſich die Regierung dann ſchaffen? Was die anderen 
polniſchen Parteien anlangt, ſo ſcheinen ſie ſich 
darauf gefaßt zu machen, daß ſie gleichfalls aufgelöſt werden. 
Das Betätigungsfeld, auf dem ſie gedeihen, das Parlament, 
iſt ihnen verſchloſſen. Mit den Organiſationen der 
fremden Volksgruppen, die der Form oder dem 
Namen nach Parteien ſind, wird die polniſche Regierung 
in einem ſolchen Falle wohl anders als mit den polniſchen 
Oppoſitionsparteien, denen es auf die Macht im Staate 
und nicht lediglich auf die Pflege völkiſcher Eigenart an⸗ 
kommt, umgehen müſſen. Schwieriger als das Parteien- 
problem iſt die andere Frage zu beantworten, was an 
die Stelle des Blockes, wenn er aufgelöft 
wird, treten ſoll. Auf eine organiſatoriſche Ver⸗ 
ankerung, die über den Rahmen von Heer und Verwaltung 
hinausgeht, kann die Regierung auch in Zukunft nicht ver⸗ 
zichten, wenn ſie die Verbindung mit den Maſſen nicht völlig 
verlieren will. Ueber den Weg, der hier eingeſchlagen 
werden ſoll, laufen bisher noch die widerſprechendſten 
Gerüchte um. Es iſt anzunehmen, daß die Abgeord⸗ 
neten des Sejms und die Senatoren die heute 
ja bis auf geringe Ausnahmen alle dem Regierungsblock 
angehören, in irgendeiner Form den Kriſtalliſationspunkt 
einer neuen Regierungsorganiſation abgeben werden. —. 
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Die Wahlen im Memelland 


Auf die Frage des Berliner „Angriff!-Vertreters, 
warum für die Wahl zum Memelländiſchen Landtag ein ſo 
beiſpiellos umſtändliches Wahlſyſtem eingeführt worden 
ſei, gab der litauiſche Gouverneur des Memelgebietes, 
Kurkauskas, zur Antwort: „Wir wollten eben alles 
vermeiden, was nach einem Plebiſzit, nach 
einer Abſtimmung für Deutſchland aus⸗ 
ſehen könnte.“ Um das zu erreichen, wurden die 
Memelländer am 29. September unter Bedingungen zur 
Wahlurne geſchickt, wie ſie noch niemals ein ziviliſierter 
Staat ſeinen Bürgern zu bieten gewagt hat. Keine der 
Signatarmächte dachte daran, ſich ernſthaft um die 
Freiheit der Wahl und die Ordnungsmäßigkeit des Wahl⸗ 
geſetzes kümmern. Seit ſechseinhalb Jahren herrſcht der 
Kriegszuſtand im Memelgebiet; ſeit über anderthalb 
Jahren ſteht das Land unter dem unerträglichen Zwang des 
Zuchthausgeſetzes, das nicht die geringſte Betäti⸗ 
gungsfreiheit für volksdeutſche Belange zuläßt, und ſeit über 
einem Jahre gibt es dort keinlegales Direktorium 
mehr. Die litauiſche Fremdherrſchaft hatte alſo völlig freie 
Hand, die Wahl ſo vorzubereiten, wie es ihr zur Erreichung 
des vorgeſteckten Zieles am zweckmäßigſten ſchien. Der 
Zweck aber war, die deutſche Mehrheit des Landtags zu 
brechen oder doch zum mindeſten ſo viele litauiſche Ab⸗ 
geordnete in den Landtag zu ſchieben, wie notwendig ſind, 
um die ordnungsmäßige Tätigkeit dieſer Körperſchaft durch 
Obſtruktion zu verhindern. Der Memelländiſchen Einheits⸗ 
liſte wurde keine einzige Wahlverſammlung erlaubt. Wenn 
das „Memeler Dampfboot“, die einzige noch nicht verbotene 
deutſche Zeitung des Memelgebietes, wenigſtens in den 
letzten drei bis vier Tagen vor der Wahl eine vorſichtige 
Propaganda für die Einheitsliſte zu entfalten vermochte, ſo 
war das keineswegs dem Entgegenkommen der litauiſchen 
Behörden, ſondern deren Angſt vor der ausländiſchen 
Kontrolle zu danken. 


Die Litauer hatten anſcheinend erwartet, daß die 
deutſchen Memelländer, durch die monate- und jahrelangen 
Schikanen zermürbt, in Maſſen der Wahl fernbleiben 
würden. Sie ſahen ſich in dieſer Erwartung bitter ent— 
täuſcht. Die Wahlbeteiligung iſt noch zukeiner 
memelländiſchen Landtagswahl ſo rege 
geweſen wie diesmal. Noch niemals waren die 
Memelländer, die zur Wahlurne gingen, von einer ſolch 
zähen Verbiſſenheit und einer ſolch ruhigen Entſchloſſenheit 
beſeelt, wie bei dieſer Wahl, die nach der Abſicht ihrer 
litauiſchen Veranſtalter die Krönung einer ebenſo aus— 
dauernden wie rückſichtsloſen Litauiſierungspolitik darſtellen 
ſollte. Die Wahlbeteiligung betrug bis 
9 3 v. H. Mit einer bewundernswerten Difziplin traten die 
Memelländer den fortgeſetzten Schikanen und Provoka⸗ 
tionen, denen fie auch noch während der Wahl ſelber aus⸗ 
geſetzt waren, entgegen. Wie von deutſcher Seite von vorn— 
herein feſtgeſtellt worden war, reichte die urſprünglich feſt⸗ 
geſetzte 12ſtündige Wahlzeit nicht im entfernteſten aus, um 
alle Wahlberechtigten zur Wahlurne gelangen zu laſſen. 
Viele Tauſende mußten am 29. September, nachdem ſie 
ſtundenlang Schlange geſtanden hatten, unverrichteter 
Dinge umkehren. Es iſt nur der Kontrolle der mehr als 
60 ausländiſchen Preſſeberichterſtatter zu danken, daß ſich 
die litauiſchen Behörden dazu entſchloſſen, den Wahlgang 
am nächſten Tage fortzuſetzen. In manchen Stimmbezirken 
reichte dann auch dieſer zweite Tag noch nicht aus, um alle 
Memelländer ihr Wahlrecht ausüben zu laſſen. Das 
litauiſche Wahlſyſtem erlitt ein volles Fiasko. Von den 
ausländiſchen Preſſevertretern wurde feſtgeſtellt, daß der 
Durchſchnittswähler mindeſtens zehn bis fünfzehn Minuten 
brauchte, um aus dem mit 187 Stimmzetteln verſehenen 
Block die Zettel der 29 ihm zuſagenden Kandidaten aus⸗ 
zuwählen. Faſt in jedem Wahllokal kam es vor, daß in den 
Wahlblocks, die den Wählern überreicht wurden, die Zettel 
einiger deutſcher Kandidaten fehlten, ſo daß ein Teil der 
Stimmen nicht abgegeben werden konnte. Sehr häufig 
kam es vor, daß die Umſchläge mit den ausgewählten 
29 Zetteln von den litauiſchen Wahlvorſitzenden ſo „ge⸗ 
ſchickt“ in die Urne geworfen wurden, daß die Zettel heraus⸗ 


fielen, wodurch ſie ihre Gültigkeit verloren. Mehrfach 
wurden litauiſche Wähler mit Hilfe der Polizei bevorzugt 
abgefertigt, ſo daß ſie es nicht nötig hatten, wie die deutſchen 
Wähler ſtundenlang vor den Wahllokalen auf Einlaß zu 
warten. Häufig wurden die Angehörigen körperlich behin— 
derter deutſcher Wähler daran gehindert, ihren Schutz⸗ 
befohlenen beim Wahlgeſchäft zu helfen. Faſt überall war 
die Einrichtung der Wahllokale ſo mangelhaft, daß das 
Wahlgeheimnis unmöglich gewahrt bleiben konnte, und 
überall trieben ſich in den Lokalen litauiſche Wahlhelfer 
herum, die beſonders gern und mit Erlaubnis der litauiſchen 
Wahlvorſteher ſolchen deutſchen Wählern „behilflich“ waren, 
denen das umſtändliche Wahlverfahren Schwierigkeiten 
machte. Deutſche Helfer dagegen wurden nirgends geduldet. 

Nichts konnte die Memelländer davon abhalten, zur 
Wahlurne zu gehen. Und doch wußten ſie, als ſie das taten, 
noch nicht, ob es überhaupt Zweck hat, zu wählen. Sie 
wußten nicht, ob das Ergebnis der Wahl von 
den Litauernnichtdochnochgefälſcht werden 
würde. Zwar war nach häufigem Drängen der Memel⸗ 
ländiſchen Einheitsliſte noch kurz vor der Wahl auch ein 
deutſcher Vertrauensmann in die fünfköpfige Kreiswahl⸗ 
kommiſſion berufen worden. Dieſer aber war ſo kurz vor 
Wahlbeginn und gegenüber den vier litauiſchen Kom⸗ 
miſſionsmitgliedern nicht mehr imſtande, all die zahlreichen 
Mißbräuche abzuſtellen, die ſich inzwiſchen im Wahlgeſchäft 
eingeſtellt hatten. Dafür, daß die Auszählung der 
Stimmen durch die Wahlkreiskommiſſion 
auch ordnungsgemäß erfolgte, beſtand unter dieſen Um⸗ 
ſtänden keine Gewähr. Eine wirklich ausreichende Kontrolle 
von deutſcher Seite hatten die Litauer zu verhindern ge= 
wußt. Schon die zahlreichen Mißbräuche und Rechtswidrig⸗ 
keiten, die ſich am erſten Wahltag ereignet hatten, hatten 
den Wortführer des Memelgebietes bei den Signatar⸗ 
ſtaaten, Schulrat Meyer, veranlaßt, ſich mit einer Be⸗ 
ſchwerde an die Genfer Abordnungen dieſer Staaten zu 
wenden und ſie auf die erwieſene Unmöglichkeit einer ord— 
nungsmäßigen Durchführung des umſtändlichen Wahl— 
geſetzes, auf die Fälſchung der Stimmzettelblocks, die ſyſte⸗ 
matiſche Verletzung des Wahlgeheimniſſes uſw. aufmerkſam 
zu machen. Rechnet man zu dieſen Mißbräuchen noch 
hinzu, daß die Litauer zweifelsohne die mangelnde Kontrolle 
der Stimmenauszählung dazu benutzt haben, das Wahl⸗ 
ergebnis nach ihren Bedürfniſſen zu friſieren, ſo wird man 
den neuen Landtag ſchwerlich als den wirklichen Ausdruck 
des memelländiſchen Volkswillens anſprechen können. 


Es iſt unverſtändlich, wie ſich die Signatarmächte unter 
ſolchen Verhältniſſen dazu entſchließen konnten, den Ber: 
ſicherungen des als unzuverläſſig bekannten litauiſchen 
Außenminiſters Glauben zu ſchenken. Die (inoffizielle) An⸗ 
weſenheit einiger Mitglieder der Kauener Vertretungen 
der Signatarmächte im Memelgebiet reichte wahrhaftig 
nicht aus, um einen geordneten Gang der Wahl ſicher⸗ 
zuſtellen. Beſtenfalls konnte auf dieſe Weiſe mehr zufällig 
dieſer oder jener einzelne Mißbrauch, nicht aber das ganze 
Syſtem der Fälſchungen verhindert werden. Auch die An⸗ 
weſenheit der ausländiſchen Journaliſten konnte die Litauer 
nur von Fall zu Fall, nicht aber grundſätzlich dazu ver⸗ 
anlaſſen, von ihren von langer Hand vorbereiteten Fäl⸗ 
ſchungen Abſtand zu nehmen. 

Das Deutſche Reich hat Litauen gewarnt. Der Führer 
und vier Reichsminiſter haben im Namen der ganzen 
Nation den verantwortlichen Leuten in Kauen zu verſtehen 
gegeben, daß ſie ſich und ihren Staat den größten Un⸗ 
annehmlichkeiten ausſetzen werden, wenn ſie noch weiter 
Gewalt vor Recht gehen laſſen. Es gibt keine normalen, 

eſchweige denn freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 

eutſchland und Litauen, Dane Kauen ſich weigert, die 
beſchworenen und garantierten Verträge zu achten. Die 
Signatarmächte mögen ſich weiterhin durch die Lügen des 
litauiſchen Außenminiſters über den Ernſt der Lage hinweg⸗ 
täuſchen laſſen, ſie mögen durch andere Ereigniſſe von der Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht gegenüber dem Deutſchtum des Memel⸗ 
gebietes abgelenkt werden, — daran, daß die litauiſche Memel⸗ 
politik einmal ihr Fiasko erleben wird, kann das nichts ändern. 


Polniſch⸗xruſſiſcher Zuſammenſtoß in Genf 


Vor einem Jahr zog der Sowjetjude Lit win ow in den 
Völkerbund ein. Polen half damals mit, ihm die Wege zu 
ebnen. Vielleicht hat man in Polen, wie auch in einigen 
anderen Ländern, damals wirklich geglaubt, daß ſich die Ziele 
und Methoden der ſowjetjüdiſchen Politik in dieſer neuen Um⸗ 
gebung mit der Zeit ein wenig abſchleifen und denen der 
europäiſch regierten Staaten anpaſſen würden. Inzwiſchen 
aber hat man hinreichend Gelegenheit zu der Feſtſtellung 
gehabt, daß Litwinow in ſeiner Mitgliedſchaft im 
Völterbundsrat nur eine ſelten günſtige Ge⸗ 
legenheit ſieht, die bolſchewiſtiſche Politik auf 
möglichſt harmloſe Art unter die Leute zu 
bringen. In Deutſchland iſt man ſich darüber niemals im 
Zweifel geweſen. Hier war man von vornherein darauf ge⸗ 
faßt, daß der Vertreter Moskaus ſeine neue Genfer Poſition, 
wo immer ſich eine Gelegenheit bieten ſollte, dazu aus nutzen 
werde, um Stimmung gegen Deutſchland und die Staaten zu 
machen, die ihm bei der Verwirklichung ſeiner antideutſchen 
Pläne beſonders hinderlich ſind. Hierzu gehört Polen. Am 
14. September unternahm Litwinow in der Sitzung des 
Völkerbundsrates einen offenen Vorſtoß gegen den 
deutſch⸗polniſchen Pakt. f 

„Man weiß“, ſo erklärte er u. a., „von einer anderen 
politiſchen Auffaſſung, die den Gedanken der kollektiven 
Sicherheit bekämpft und zweiſeitige Pakte befür⸗ 
wortet, und zwar nicht einmal zwiſchen allen, ſondern nur 
zwiſchen den Staaten, die willkürlich zu dieſem Zwecke aus⸗ 
gewählt werden. Die ſe Auffaſſung kann mit 
friedlichen Abſichten nichts gemein haben. 
Nicht jeder Nichtangriffspakt wird el Zweck der Feſtigung 
des allgemeinen Friedens abgeſchloſſen. Während die Nicht⸗ 
angriffspakte der Sowjetunion mit ihren Nachbarn eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung über die Außerkraftſetzung des 
Paktes im Falle eines Angriffs eines Part⸗ 
ners gegen einen dritten Staat enthalten, weiß 
Sowjetrußland von anderen Nichtangriffspakten, die keine 
ſolche Beſtimmung aufweiſen. Das bedeutet, daß ein Staat, der 
durch einen ſolchen Nichtangriffspakt ſeinen Rücken und ſeine 
Flanken gedeckt hat, eine Erleichterung erhält, um 
ungeſtraft dritte Staaten anzugreifen. Die 
Befuͤrworter ſolcher Pakte treten auch für die Lokaliſie⸗ 
rung des Krieges ein. Wer aber Lokaliſierung des 
Krieges jagt, meint Freiheit zum Krieg und deſſen Legali⸗ 
ſierung. Ein zweiſeitiger Nichtangriffspakt kann auf dieſe 
Weiſe ein Mittel zur Sicherung des Angriffs werden. Man 
hat ſomit zwei ſcharf umriſſene politiſche Auffaſſungen: Auf der 
einen Seite Sicherung der friedliebenden Nationen, auf der 
anderen Sicherung des Angriffs. Die letztere Auffaſſung wird 
glücklicherweiſe nur von ſehr wenigen Ländern geteilt. Sie 
brandmarkt dieſe vor der ganzen Welt als 
wahrſcheinliche Störer des Friedens.“ 

Der Genfer Exponent des bolſchewiſtiſchen Regimes hat 
mit dieſen Worten gegen Deutſchland und Polen den Vor⸗ 
wurf des beabſichtigten Friedensbruches 
erhoben. Er hat den zwiſchen dieſen beiden Staaten beſtehen⸗ 
den Gewaltverzichtspakt vom 26. Januar 1934 als Vorberei⸗ 
tung eines Angriffs auf die friedliebenden Staaten bezeichnet. 
Für Deutſchland, das dem Völkerbunde nicht angehört, be⸗ 
ſtand keine Veranlaſſung, zu dieſer Angelegenheit Stellung zu 
nehmen. Polen aber ſetzte ſich gegen dieſen Verſuch, die be⸗ 


gitimiert 


währten Grundſätze ſeiner Außenpolitik zu diffamieren und 
den latenten Gegenſatz zwiſchen Warſchau und Moskau vor 
das Genfer Forum zu zerren, in eindeutiger Weiſe zur Wehr. 
Oberſt Beck gab Litwinow am 16. September 
die entſprechende Antwort: N 

„Die von dem ſowjetruſſiſchen Delegierten gehaltene Rede 
zwingt mich, auf dieſer Tribüne folgendes zu erklären: In 
einigen Sätzen ſeiner Rede, die in ihren Anſpielungen ſehr 
deutlich war, hat Herr Litwinow geglaubt, mit offenkun⸗ 
diger Voreingenommenheit und in völlig 
willkürlicher Weiſe gewiſſe diplomatiſche Akte, die mein 
Land abgeſchloſſen hat, beurteilen zu können. Gegen ein 
ſolches Vorgehen möchte ich hier in aller Form 
Einſpruch erheben. Es iſt klar, daß für meine Re» 
gierung derartige Auffaſſungen über die 
polniſche Politik vollkommen gleichgültig 
ſind. Ich bin jedoch als Vertreter eines Gründermitgliedes 
des Völkerbundes davon überzeugt, daß ein derartiges un⸗ 
gewöhnliches Vorgehen innerhalb dieſer Verſammlung einer 


loyalen Zuſammenarbeit, die die Vorausſetzung unſerer ge= 


meinſamen Arbeit iſt, nur ſchaden kann.“ 

Deutſcherſeits kann man die von Oberſt Beck getroffene 
Feſtſtellung, daß der Vertreter des Moskauer Re⸗ 
gimes zur Abgabe von Werturteilen über die 
Politik eines ziviliſierten Staates nicht e le⸗ 
ift, nur unterſchreiben. Der Sowjetjude 
Litwinow war auf eine fo deutliche Abfuhr von pol⸗— 
niſcher Seite offenbar nicht gefaßt. In einer Erklärung, die 
er kurz darauf abgab, ſuchte er den ſchlechten Eindruck ſeiner 
Rede zu verwiſchen: Er habe Polen ja gar nicht erwähnt, 
ſondern lediglich von zwei verſchiedenen Paktſyſtemen ge— 
ſprochen; die Aufrechterhaltung der Freundſchaft mit Polen 
werde wie bisher ſo auch in Zukunft eines der Hauptziele 
der ſowjetruſſiſchen Außenpolitik ſein. Die polniſche De⸗ 
legation brachte die Wertſchätzung, die fie ihrem Mos⸗ 
kauer Völkerbundsfreunde entgegenbringt, dadurch zum Aus⸗ 
druck, daß ſie den Sitzungsſaal verließ, als Litwi⸗ 
nom mit ſeiner Erklärung begann. 

Der zwiſchen Warſchau und Moskau beſtehende Gegen⸗ 
ſatz iſt auf der Völkerbundstagung noch auf andere Weiſe in 
Erſcheinung getreten. Bei der fälligen Neuwahl der 
halbſtändigen Mitglieder des Völkerbunds⸗ 
rates haben ſich ſowjetruſſiſche Quertreibe⸗ 
reien gegen Polen, das ſeine Wiederwahl in den Rat 
verlangte, bemerkbar gemacht. von Lit win ow find Be⸗ 
neſch und Titulescu vorgeſchickt worden, um unter den 
Vertretern der kleineren, vor allem der lateinamerikantſchen 
Staaten, gegen eine Wiederwahl Polens Stimmung zu machen. 
Trotz dieſer Bemühungen hat Polen die für ſeine Wahl not⸗ 
wendige Zweidrittelmehrheit um über zehn Stimmen über⸗ 
ſchritten. Für Polen find 45 von 52 gültigen 
Stimmen abgegeben worden. Das ſind einige 
Stimmen mehr, als Polen im vergangenen Jahre erhielt. 
Die polniſche Oppoſitionspreſſe findet es allerdings wenig 
ehrenvoll für Polen, daß es nicht einſtimmig wiedergewählt 
worden iſt, ſondern nur ebenſoviel Stimmen auf ſich vereinen 
konnte wie Mexiko, und fünf Stimmen weniger als das 
im Dienſte der Sowjetunion ſtehende Rumänien, das an 
Stelle der Tſchechei mit 50 Stimmen einen halbſtändigen Rats⸗ 
ſitz erhielt. 


„RNeorganiſation“ iſt Umgehung der Geſetze 


Der Geſamtverband Deutſcher Angeſtell⸗ 
tengewerkſchaften hatte bereits vor längerer Zeit den 
Warſchauer Regierungsſtellen eine ausführliche Denk⸗ 
ſchrift über die ſchwere Notlage der deutſchen 
Angeſtellten der oſtoberſchleſiſchen Indu⸗ 
ſtrie überreicht. Ueber die in dieſer Denkſchrift vorgebrachten 
Beſchwerden fanden am 20. September Verhandlungen 
zwiſchen den deutſchen Gewerkſchaftsführern einerſeits und 

dem Generalarbeitsinſpektor Klott⸗Warſchau, dem Demo⸗ 
bilmachungskommiſſar Maſke⸗Kattowitz und anderen Be⸗ 


hördenvertreter andererſeits ſtatt. Seit dem Jahre 1930 
dauern die Maſſenentlaſſungen deutſcher Angeſtellter 
bis in die jüngſte Zeit hinein in unverminderter Stärke an. 
Welche Ausmaße dieſe von dem Negime Grazynſki nicht ver⸗ 
hinderte, ſondern vielfach geförderte Aktion gegen die deutſche 


Angeſtelltenſchaft angenommen hat, läßt ſich aus einigen 


Zahlen entnehmen, die ſich auf die Zeit nach dem In⸗ 


krafttreten des deutſch⸗polniſchen Paktes be- 


ziehen. Zugegeben, daß dieſer Pakt die Lage der beiderſeitigen 
Volksgruppen nicht ausdrücklich berührt. Aber man war doch 
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zu der Erwartung berechtigt, daß fich die Tatfache der außen: 
politiſchen Entſpannung allmählich auch auf die Lage der 
Deutſchen in Polen beruhigend und mildernd auswirken werde. 
Aus der Behandlung der deutſchen Angeſtellten der oſtober— 
ſchleſiſchen Induſtrie läßt ſich ein ſolcher Einfluß jedenfalls 
nicht entnehmen. 

Zum 31. Dezember 1934 waren 191 Angeſtellte 
gekündigt, darunter 130 Angehörige der deutſchen Volks⸗ 
gruppe. Von dieſen 130 deutſchen Angeſtellten wurden am 
31. Dezember 1934 tatſächlich 121 entlaſfſen, nur 9 
blieben weiter im Dienſt. Dagegen wurden von den 61 polni⸗ 
ſchen Angeſtellten, die zum ſelben Termin gekündigt waren, 
nur einige wenige, die bereits im vorgerückten Alter ſtanden, 
wirklich entlaſſen; die anderen blieben im Dienſt. 

Zum 31. März 1935 waren 560 Angeſtellte gekün⸗ 
digt, davon 289 Angehörige der deutſchen Volksgruppe und 
41 wohnberechtigte Reichsdeutſche und Optanten, im ganzen 
alſo 330 Deutſche. Entlaſſen wurden zu dem angegebenen 
Termin tatſächlich 23 2 Deutſche. Von den zu gleicher Zeit 
gekündigten 230 polnischen Angeſtellten kamen dagegen nur 
einige wenige wirklich zur Entlaſſung. 8 
Zum 30. Jun: 1935 wurden wiederum 93 deutſche 
Angeſtellte gekündigt. 92 wurden entlaſſen, nur einer 
konnte an ſeiner Arbeitsſtelle bleiben. 


Zum 30. September 1935 wurden weitere 117 


deutſche Angeſtellte gekündigt. 
Zum 31. Dezember 1935 haben 8 und zum 


31. Dezember 1937 weitere 15 deutſche Angeſtellte ihre 


Kündigung bereits erhalten. Demnach ſind von Ende 1934 
bis Mitte 1935 in der oſtoberſchleſiſchen In- 
duſtrie 445 deutſche Angeſtellte entlaſſen 
worden. Ende September erhöht ſich dieſe Zahl auf 562. 
Hierzu iſt zu bemerken, daß ſich dieſe Zahlen in der Hauptſache 
nur auf die organiſierten deutſchen Angeſtellten beziehen, 
während ein Teil der nicht organiſierten ent- 
laſſenen Angeſtellten ſtatiſtiſch nicht erfaßt 
werden konnte. 

In den meiſten Fällen iſt die „Reorganiſation“ 
der Betriebe als Entlaſſungsgrund angeführt worden. In der 
Denkſchrift des „Geſamtverbandes“ konnte jedoch nachgewieſen 


werden, daß der eigentliche Entlaſſungsgrund faſt ausnahms⸗ 
los in der Zugehörigkeit zum deutſchen Volks⸗ 
tum zu ſuchen iſt. Denn faſt in allen Induſtrieunternehmun— 
gen ſind an Stelle der entlaſſenen deutſchen 
ebenſovjele polniſche Angeſtellte neu einge- 
ſtellt worden, ſehr häufig ſolche, die eben erſt aus dem 
Oſten zugewandert waren. Der Generalarbeitsinſpektor 
Klott mußte zugeben, daß die Beſchwerde der deutſchen An— 
geſtellten berechtigt iſt, daß bei der Entlaſſung der deutſchen 
Angeſtellten nicht nur wirtſchaftliche und ſoziale, ſondern auch 
politiſche Gründe maßgebend waren. Er gab ſeiner perſön⸗ 
lichen Anſicht dahin Ausdruck, daß die Entlaſſung 
infolge „Reorganiſation“ eine Umgehung des 


geltenden Rechtes darſtellt. Er betonte, daß er perſön⸗ 


lich derartige Maßnahmen der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie 
verurteile. Er verſprach, mit den Leitungen der ein⸗ 
zelnen Induſtrieunternehmungen über dieſe Frage zu ver> 
handeln und ſeinen Einfluß für eine Abſtellung der Maſſen⸗ 
entlaſſungen geltend zu machen. Im übrigen empfahl er, ſich 
in Zukunft bei Entlaſſungen aus politiſchen Gründen an das 


Innenminiſterium als die hierfür zuſtändige Stelle zu 


wenden. 5 
a So freundlich dieſe Worte ſind, den deutſchen Angeſtellten 


iſt damit noch nicht geholfen. Sie haben ein Verſprechen 


erhalten, daß mit den Induſtrieleitungen über fie geſprochen 
werden wird. Aber die Zuſicherung, daß man nun 
auch wirklich durchgreifen wird, ift ihnen nicht gemacht 
worden. Was aus den arbeitsloſen deutſchen Angeſtellten 
werden ſoll, das iſt nach wie vor eine offene Frage. Die Be⸗ 
merkung, die der Vertreter des Miniſteriums für ſoziale Für⸗ 
ſorge machte, daß bei einer künftigen Beſſerung der Kon⸗ 
junktur auch deutſche Angeſtellte wieder in den Arbeitsprozeß 
eingegliedert werden ſollen, iſt eine zu ſchwankende Baſis, um 
darauf große Hoffnungen zu bauen. Das Urteil des General- 
arbeitsinſpektors über die „Reorganiſation“ iſt zu begrüßen. 
Aber es kommt im Angeſicht des Maſſenelends der deutſchen 
Angeſtellten in Oſtoberſchleſien auf mehr an als auf die anſtän⸗ 
dige Geſinnung eines einzelnen. Es kommt darauf an, 
daß mit dem Grazynſkiſyſtem jetzt endlich 
Schluß gemacht wird. 


Der Senat ſetzt ſich durch 


Vergebliche Bemühungen der Oppofition 
Am 25. Mai d. Is. hatte der Völkerbundsrat ein 
Juriſtenkomitee damit beauftragt, die gegen die Danziger 
Regierung beim Rat anhängigen Klagen zu prüfen. Die 
Klagen ſtammten von einigen katholiſchen Geiſtlichen, der 
Zentrumspartei, der ſozialdemokratiſchen „Danziger Volks⸗ 
:ftimme” und den Danziger Juden. In ihnen wurde von 
verſchiedenen Seiten her die Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit des Danziger Ermächtigungsgeſetzes 
und einiger daraus abgeleiteter Maßnahmen des Senates 
in Frage geſtellt. Die Geiſtlichen möchten grüne Hemden 
und Schulterriemen für die „Chriſtusjugend“ erlaubt haben, 
weil das vermutlich den Zutritt zum Himmel erleichtert. 
Die „Danziger Volksſtimme“ wünſcht nicht mehr verboten 
zu werden. Die Juden möchten gerne nationalſozialiſtiſche 
Uniformen und Abzeichen verkaufen. Und was derlei 
Wünſche noch mehr ſind. Das Juriſtenkomitee 
beſtand aus dem Schweizer Fritz Fleiner, dem Nieder⸗ 
länder Jan Koſters und dem Schweden Freiherrn 
Marks von Württemberg. Das von ihm erſtattete 
Gutachten wurde am 23. September vom Völkerbundsrat 

behandelt. N 
Der polniſche Außenminiſter Oberſt Beck, der im Rat 
zu der Angelegenheit das Wort ergriff, wies darauf hin, 
daß ſich der Völkerbund wirklich für zu erhaben halten ſollte, 
um ſich mit ſo lächerlichen Kleinigkeiten, wie z. B. der Ent⸗ 
laſſung eines Staatsangeſtellten, zu befaſſen. Auch der 
Berichterſtatter für Danziger Fragen, der engliſche Miniſter 
den, meinte, daß derartig belangloſe Dinge eigentlich an 
Ort und Stelle erledigt werden ſollten. Der Danziger 
Völkerbundskommiſſar, den der franzöſiſche Minifterpräfi- 
dent gegen dieſe Vorwürfe ein wenig in Schutz zu nehmen 
verſuchte, machte in der Sitzung eine ziemlich unglückliche 
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Figur. Das Verhandlungsthema war zum Leidweſen 
mancher Reporter nicht geeignet, eine Antinazi-Senſation 
daraus zu machen. Der Standpunkt der Dan⸗ 
ziger Regierung ſetzte ſich durch. Senats⸗ 


präſident Greiſer, der wie ſtets deutſch ſprach, machte durch 


ſeine beſtimmte und klare Art ſichtlichen Eindruck. a 

Er verwahrte ſich gegen jegliche Einmiſchung in inner— 
danziger Angelegenheiten. „Die einzige Einſchränkung“, 
ſagte er u. a., „die der Senat in dieſer Beziehung gelten 
laſſen muß, iſt die Garantie der Verfaſſung 
durch den Völkerbund. Jedoch iſt dieſe Garantie 
nicht nur nach Anſicht des Senates, ſondern auch u der 
des Rates, wie fich aus der Berichterftattung früherer Jahre 
klar und eindeutig ergibt, abſolut eng aufzufaſſen. 
Das um ſo mehr, als dieſe Garantie, die der Völkerbund 
übernommen hat, in erfter. Linie eine Garantie 
der äußeren Exiſtenz der Freien Stadt 
Danzig anderen Staaten gegenüber fein foll. 
. . . Ich begrüße in dieſem Sinne die Erklärungen des 
Rates, die er wiederholt gemacht hat, wonach er keines⸗ 
falls eine Art höchſter innerer Inſtanz für 
Danzig ſein will. Das wäre mit der Eigenſchaft der 
Freien Stadt Danzig als eines durch den Verſailler Vertrag 
begründeten unabhängigen Staates auch nicht 
vereinbar.“ — Der Senatspräſident bedachte den polniſchen 
Außenminiſter mit einigen freundlichen Worten, wurde nach 
der Sitzung von dieſem zu einem Jagdbeſuch eingeladen, 
und Litwinow ärgerte ſich. Die Preſſeleute beeilten ſich, den 
Friedenstrunk, zu dem der Kommiſſar Leſter den Senats⸗ 
präſidenten einlud, auf die Platte zu bringen. Dieſe Epiſode 
war nach der ſcharfen Spannung, die in letzter Zeit zwiſchen 
Greiſer und Leſter geherrſcht hatte, die einzige „Senſation“ 
des Tages. 5 a 


Polen erfennt an: Der Gulden bleibt 

Auf Grund des Uebereinkommens vom 8. Auguſt d. Is. 
fanden in letzter Zeit zwiſchen Danzig und Polen Ver⸗— 
handlungen ſtatt, die die Aus wirkungen der Dan⸗ 
ziger Guldenbewirtſchaftung auf den pol⸗ 
niſchen Außenhandel über Danzig und auf den freien Wirt— 
ſchaftsverkehr zwiſchen Danzig und Polen zum Gegenſtand 
hatten. Die Verhandlungen wurden am 21. September mit 
der Paraphierung einer entſprechenden Verein barung 
abgeſchloſſen. Die Vereinbarung ſtellt feſt, daß der be⸗ 
ſtehende Zuſtand völliger Freiheit des De⸗ 
viſenverkehrs für den Außenhandel und Durchgangs- 
verkehr auch für die Zukunft gesichert iſt, und daß von 
der Danziger Regierung auch in Zukunft im Bedarfs- 
falle die Deviſenzuteilung gegen Gulden 
erfolgen ſoll. Das iſt eine Beſtätigung des ſeit dem 
8. Auguſt beſtehenden Zuſtandes. Damit iſt polniſcherſeits 
die Abſicht einer Währungsunifizierung 
aufgegeben worden. Beſprechungen zwiſchen den 
beiderjeitigen Notenbankleitern, die im Uebereinkommen 
vom 8. Auguſt für den Bedarfsfall vorgeſehen waren, 
haben nicht ſtattgefunden. Was den Danziger 
Warenbezug aus Polen anlangt, ſo iſt vereinbart 
worden, daß er nach Möglichkeit im normalen Umfange 
aufrechterhalten bleiben, die Guldenbewirtſchaftung nicht 


dieſe Frage wird gegenwärtig verhandelt. 
um die Verlängerung des im Oktober ablaufenden Abs 


zu ſeiner Einſchränkung benutzt und in der Guldenbewirt— 
ſchaftung keine unterſchiedliche Behandlung Platz greifen ſoll. 

Trotz dieſer Vereinbarung ſcheint die Lage noch 
nicht völlig geklärt zu fein. Während nämlich in 
der amtlichen Mitteilung, die über die getroffene Verein— 
barung von den Verhandlungspartnern gemein ſam 
herausgegeben wurde, davon die Rede iſt, daß die Verein— 
barung „die feſte Grundlage für die reibungsloſe Ab— 
wicklung der Geſchäfte und für ein harmoniſches Zuſammen-⸗ 


arbeiten“ ſei, veröffentlichte die „Gazeta Polska“, das amt⸗ 


liche Organ der polniſchen Regierung, bereits ſchon wieder 
einen Artikel, der eher nach neuem Kampf als nach 
„harmoniſcher Zuſammenarbeit“ ausſieht. Es ſcheint, daß 
der Mangel an Uebereinſtimmung zwiſchen dem polniſchen 
Finanz⸗ und dem Außenminiſterium in der Danziger Frage, 
der ſeinerzeit im Zollkonflikt zutage trat, auch jetzt noch 
nicht behoben iſt. Uebrigens iſt die Verein barung 
bisher nur paraphiert. Unterſchrieben und in 
Kraft geſetzt ſoll fie erſt werden, wenn eine Einigung 
in der Hafenfrage erzielt worden iſt. Ueber 
Es geht dabei 


kommens über die Ausnutzung des Danziger Hafens durch 


Polen, das grundſätzlich bereit iſt, das Abkommen zu vers 


längern 


Oſtland⸗ Chronik 


Zwei Deulſche im Senat N 

Der polniſche Staatspräſident iſt dem dringenden 
Wunſche der deutſchen Volksgruppe nachgekommen, wenig> 
ſtens im Senat eine Vertretung zu erhalten, nachdem es 
ihr — nicht aus eigenem Verſchulden — nicht gelungen 
war, bei den Wahlen ſelbſt die ihrer Stärke und ihrer Be— 
deutung entſprechende Vertretung in Sejm und Senat zu 
erhalten. Unter den 32 Senatoren, deren Ernennung dem 
Staatspräſidenten durch die Verfaſſung vorbehalten bleibt, 
befinden ſich auch zwei deutſche Vertreter. Es ſind dies der 
Landesleiter der Jungdeutſchen Partei, 
Ingenieur Rudolf Wieſner aus Bielitz, und 
der Vorſitzende des „Rates der Deutſchen in 
Polen“, Großgrundbeſitzer Erwin Hasbach 
auf Hermanowo (Poſen). Die Ernennung wird von 
der deutſchen Volksgruppe beſonders begrüßt, da ihr die 
letzten Monate der Wahlvorbereitung manche Enttäuſchung 
gebracht haben. 


Das Reichsbürgerrecht und die Polen in Deutſchland 
Der 8 2 Abſ. 1 des Geſetzes über das Reichs⸗ 
bürgerrecht vom 15. September d. J. lautet: „Reichs⸗ 
bürger ift nur der Staatsangehörige deutſchen oder 
artverwandten Blutes, der durch ſein Verhalten be⸗ 
weiſt, daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue dem 
deutſchen Volk und Reich zu dienen“. Wie die Pol⸗ 
niſche Telegraphenagentur hierzu meldete, iſt ihrem Vertreter 
an maßgebender deutſcher Stelle mitgeteilt worden, daß die 
in Deutſchland wohnhaften Angehörigen der polni⸗ 
ſchen Minderheit, die die deutſche Reichsangehörigkeit 
beſitzen, ebenfalls den Reichsbürgerbrief er⸗ 
halten, ſofern ſie ihren Bürgerpflichten nachkommen und 
insbeſondere der Militärpflicht genügen. Es iſt anzunehmen, 
daß die Angehörigen des polniſchen Volksſplitters in Deutſch⸗ 
land Wert darguf legen werden, Reichsbürger zu werden. 
Wenn ſie ſich freilich die Argumente zu eigen machen ſollten, 
die Jan Skala in feiner „Kulturwehr“ und in feinem 
geiſtigen Kielwaſſer auch die Blätter des Polenbundes in 
bezug auf das Reichserbhofgeſetz mit bemerkenswerter Hart⸗ 
näckigkeit vorgebracht haben, dann werden ſie auf den Reichs⸗ 
bürgerbrief wohl verzichten müſſen. N ö 


Mit Tanks gegen polniſche Demonftranten 

Die Tſchechei legt offenſichtlichen Wert darauf, ihre 
politiſche Gleichſchaltung mit der Sowjet⸗ 
union ſowohl in der Richtung ihrer Angriffe wie in der 
Wahl ihrer Angriffsmittel zum Ausdruck zu bringen. Daß 
große, mit ſchweren Waffen ausgerüſtete Truppeneinheiten 
gegen Mitglieder einer nationalen Minderheit eingeſetzt 


ihres verſtorbenen Kameraden zu 


mit 
zuſammen, um die Verhafteten zu befreien. ta 
liche Polniſche Telegraphenagentur mitteilte, ſchoben die 


werden, das iſt zwar in der Sowjetunion eine altgewohnke 
Erſcheinung; aber ſelbſt in der moldawiſchen Profeſſoren— 
demokratie dürfte das ſeit dem 4. März 1919 kaum wieder 
vorgekommen ſein. Damals allerdings wurden Deutſche von 
der tſchechiſchen Soldateska ermordet; jetzt hat man ſich in 
Tſchechiſch⸗Schleſien der polnischen Minderheit gegenüber mit 
einem bewaffneten Aufmarſch zufrieden gegeben. 

Am 22. 9. ſtrömten aus ganz Tſchechiſch⸗Schleſien pol⸗ 
niſche Pilger nach Cierlicki, um trotz des tſchechi⸗ 
ſchen Verbots den dort verunglückten Fliegern Zwirko und 
Wigura zu huldigen. Der Ort war jedoch von etwa 
4000 tſchechiſchen Gendarmen im großen Umkreis 
abgeriegelt, und in den umliegenden Wäldern ſtanden 


tſchechiſche Panzertruppen zum Einſatz gegen die 


pilgernden Demonſtranten bereit. Die Zuzangsſtraßen waren 
mit Stahlleinen und Ketten geſperrt, und auf dem Friedhof 
in der Nähe der Stelle, an der die polniſchen Flieger ab⸗ 
geſtürzt waren, hatte ſich eine ſtarke Gendarmerieabteilung 


poſtiert. Als die polniſchen Demonſtranten zu Tauſenden 
herantückten, 
merie mit ſchußfertigen Maſchinengewehren 
entgegen. Nur eine Abordnung des polniſchen Konſulats aus 


traten ihnen Militär und Gendar⸗ 


Mähriſch⸗Oſtrau wurde durch die Abſperrungsketten gelaſſen. 


‚Die Demonſtranten verhielten ſich dieſem Maſſenaufgebot 


ſchwer bewaffneter Truppen gegenüber erklärlicherweiſe ruhig 
und diſzipliniert. Sie verrichteten ein ſtilles Gebet, in dem 


ſie ſchwerlich den Segen des Himmels auf die Tſchechei herab⸗ 


gebeten haben mögen, und gingen wieder nach Hauſe. Der 
polniſch⸗tſchechiſche Kampf um ITſchechiſch⸗Schleſien hat eine 
Form angenommen, die die Gefahr blutiger Zuſammenſtöße 
in ſich birgt. 
Ein Mädchen wurde erſchoſſen 

Bei der Beiſetzung des Mitgliedes einer national— 
demokratiſchen Jugendorganiſation ereigneten ſich in 
Kriewen (Poſen) ſchwere Zwiſchenfälle. Die Mitglieder 
der Organiſation hatten die Abficht, geſchloſſen dem Sarge 
folgen. Sie wurden 
jedoch von der Polizei daran gehindert und verhaftet. 
Daraufhin rottete ſich eine große Menſchenmenge, die z. T. 
Steinen, Knüppeln und Revolvern bewaffnet war, 
Wie die amt⸗ 


nationaldemokratiſchen Demonſtranten, 


als ſie die Polizei angriffen, junge Mädchen als 


Schutz vor ſich her. Die Beamten wurden mit Steinen 
beworfen und beſchoſſen. Sie gaben daraufhin auf die ſie 
bedrängende Menge eine Salve ab. Es gab fünf Ver⸗ 


wundete. Ein Mädchen wurde erſchoſſen. 
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Botſchafter von Ribbentrop als Jagdgaſt in Polen 

Botſchafter von Ribbentrop leiſtete kürzlich einer 
Einladung des Grafen Alfred Potocki zu einem Jagd⸗ 
beſuch nach Polen Folge. Graf Potocki hielt ſich kürzlich 
zuſammen mit einigen anderen polniſchen Magnaten 
als Jagdgaſt des Miniſterpräſidenten Göring in Dft- 
preußen auf. Dort hat er Botſchafter von Ribbentrop 
kennen gelernt. Die Meldung von dem bevorſtehenden 
Beſuch des deutſchen Politikers, der vor einiger Zeit das 
deutſch-engliſche Flottenabkommen abſchloß, hat die Phan— 
taſie einiger polniſcher Zeitungsleute zu mancherlei poli⸗ 
tiſchen Kombinationen angeregt. Dieſe Leute 
haben die in der ausländiſchen Senſationspreſſe herum⸗ 
ſchwirrenden Gerüchte über angebliche deutſch-polniſche 
Geheimabmachungen, die ſchon beſtehen oder erſt noch ge— 
boren werden ſollen, um einige nette, aber ziemlich un⸗ 
intereſſante Lesarten bereichert. Z. B. iſt da von einem 
N lamen deutfch-polnifchen Vorgehen gegen Litauen 

ie Rede. 


Polniſche Jungjuriſten beſuchlen Deukſchland 

N In Erwiderung eines Beſuches deutſcher Jungjuriſten in 
Polen hielten ſich auf Einladung des Bundes Nationalſoziali⸗ 
ſtiſcher Deutſcher Juriſten die Führer der Vereini⸗ 
gung der polniſchen Jungjuriſten einige Zeit in 
Deutſchland auf. Sie nahmen zwei Tage am Parteitag der 
Freiheit teil, wurden u. a. vom Reichsjuriſtenführer 
Dr. Frank empfangen und beſuchten als Abſchluß ihrer 
Deutichlandfahrt das SA-Hilfswerklager in Tegel, in dem 
zur Zeit ein Lehrgang für alte SA-Kameraden zur Vorberei⸗ 
tung zu Gemeindebeamten ſtattfindet. Nach einem Abſchieds⸗ 
empfang beim polniſchen Botſchafter traten die Gäſte die 
Heimreiſe an. 


„ Pilſudſki“ ſchwimmk, „Batory“ iſt verhindert 

Mitt betonter Feierlichkeit wurde am 14. September im 
Gdingener Hafen das auf einer italieniſchen Werft in Trieſt 
gebaute Motorſchiff „Pilſudſki“ empfangen. Staats⸗ 
präſident Moſcicki nahm an der Feier teil. Das Schiff hat 
eine Waſſerverdrängung von 15 000 Tonnen, iſt 160 Meter 
lang und 23 Meter breit; es hat einen Tiefgang von 7,5 Me⸗ 
ter, eine Stundengeſchwindigkeit von 20 Knoten, 300 Mann 
Beſatzung. Das Motorſchiff „Pilſudſki“, das größte der 
polniſchen Handelsflotte, iſt in den direkten Gdingen⸗ 
Amerika⸗Dienſt eingeſtellt worden. Polniſcherſeits hofft 
man, daß dieſe Linie auch von den baltiſchen Staaten und 
Finnland, von der Tſchechei und der Sowjetunion benutzt 
werden wird. Man erwartet, daß das neue Schiff weſentlich 
dazu beitragen wird, die Bedeutung des Gdingener Hafens 
zu heben. Ein zweites Motorſchiff desſelben Typs, „Ba⸗ 
tory“, befindet ſich zur Zeit noch in Trieſt. Es ſollte gleich⸗ 
falls im September abgeliefert werden. Dazu iſt es jedoch 
vorerſt nicht gekommen. Die italieniſche Regierung 
hat das Schiff beſchlagnahmt, um es für Trup⸗ 
pentransporte nach Afrika zu benutzen. Die pol⸗ 
niſche Regierung hat gegen dieſe Maßnahme in Rom Proteſt 
eingelegt. Beide Schiffe wurden durch polniſche Kohlenliefe⸗ 
rungen nach Italien bezahlt. 


Der Führer zur Memelfrage 

Nachdem kurz vorher Minifterpräfident Göring auf 
einer großen Grenzlandkundgebung in Nemonien am 
Kuriſchen Haff in deutlicher Form die Verbundenheit der 
ganzen Nation mit den deutſchen Volksgenoſſen im Memel⸗ 
gebiet zum Ausdruck gebracht hatte, legte der Führer in 
ſeiner Rede vor dem Reichstag in Nürnberg am 15. Sep⸗ 
tember noch einmal den deutſchen Standpunkt in der Memel⸗ 
frage feſt: 

„Wir nehmen keine Stellung zu Vorgängen, die nicht 
Deutſchland betreffen und wünſchen nicht, in ſolche Vorgänge 
hineingezogen zu werden. Mit umſo größerer Be⸗ 
unruhigung verfolgt aber das deutſche Volk gerade des⸗ 
halb die Vorgänge in Litauen. In tiefſtem Frieden 
wurde das Memelland Jahre nach dem Friedensſchluß Deutſch⸗ 
land geraubt. Dieſer Raub wurde vom Völkerbund legali⸗ 
fiert und nur an die Einhaltung einer dem Memeldeutſchtum 
zu gewährenden und vertraglich niedergelegten Autonomie 
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geknüpft. Seit Jahren wird nun das deutſche Element dieſes 
Gebietes geſetz⸗- und vertragswidrig mißhan⸗ 
delt und gequält. Eine große Nation muß dauernd 
gutehen, wie gegen Recht und vertragliche Beſtimmungen 

ngehörige ihres Blutes, die man im tiefſten Frieden über⸗ 
fallen und vom Reiche weggeriſſen hat, ſchlimmer be⸗ 
handelt werden, als in normalen Staaten Ver⸗ 
brecher. Ihr einziges Verbrechen iſt aber nur, daß fie 
Deutſche ſind und Deutſche bleiben wollen. Vorſtellungen der 
verantwortlichen Mächte in Kowno blieben wenigſtens bisher 
bloß äußerliche Formalien ohne jeden Wert und alle inneren 
Folgen. Die Deutſche Reichsregierung ſieht 
dieſer Entwicklung mit Aufmerkſamkeit und 
Bitternis zu. Es wäre eine lobenswerte Aufgabe des 
Völkerbundes, ſein Intereſſe der Reſpektierung der Autonomie 
des Memelgebietes zuzuwenden und es praktiſch wirkſam 
werden zu laſſen, ehe auch hier die Ereigniſſe 
Formen annehmen, die eines Tages nur von 
allen Seiten bedauert werden könnten. Die 
zur Zeit dort ſtattfindende Vorbereitung der Wahl ſtellt eine 
Verhöhnung von Recht und Verpflichtung dar. 


Deutſchland erhebt keinerlei unbillige Forderungen, wenn es 


verlangt, daß Litauen zur Einhaltung der unter⸗ 

zeichneten Verträge mit tauglichen Mitteln 

angehalten wird. Am Ende aber hat eine 65-Millionen⸗ 

Nation das Recht, zu verlangen, daß ſie wenigſtens nicht 

AR reſpektiert wird als die Willkür eines 2-Millionen⸗ 
olkes.“ 


Keine Höchſtgrenze für die oſtdeutſchen Univerfifäten 

Der Reichserziehungsminiſter hat für den 
Beſuch der Univerſitäten, Techniſchen und Handelshoch⸗ 
ſchulen des Reiches Höchſtziffern feſtgeſetzt, die vor⸗ 
erſt nur für das Winteriemefter 1935/36 gelten ſollen. Nicht 
betroffen werden die Univerſitäten und Hochſchulen in den 
kleineren Städten (Bonn, Tübingen, Erlangen, Göttingen, 
Heidelberg, Greifswald, Roſtock, Kiel), ſowie die Univerſi⸗ 
täten und Hochſchulen des Oſtens, Königsberg und 
Breslau. Bei den Neuimmatrikulationen an den Univerſitäten 
mit feſtgeſetzter Höchſtziffer ſind außer Mitgliedern der 
NSDAP (bis zur Mitgliedsnummer 1 000 000) und Ange⸗ 
hörigen der Wehrmacht auch diejenigen Studenten 
bevorzugt. zu berückſichtigen, die bisher zwei 
oder mehr Semeſter an den Univerſitäten 
Königsberg und Breslau, der Handelshochſchule 
Königsberg oder den Techniſchen Hochſchulen Danzig und 
Breslau ſtudiert haben. Mittelbar werden durch dieſe 
Anordnung neben den kleineren auch und vor allem die oſt⸗ 
deutſchen Univerſitäten und Hochſchulen gefördert, wie es im 


Sinne einer Stärkung des deutſchen Oſtens liegt. 
Schriftſtellerwettbewerb der BDO 


Die Landesgruppe Grenzmark des BD 
hatte einen Schriftſtellerwettbewerb ausgeſchrieben. Dieſer 
iſt nun beendet. Das Preisgericht hat den 1. Preis einem 
der bekannteſten oſtdeutſchen Schriftſteller, Dr. Franz 
Lüdtke⸗Oranienburg, für ſeine Erzählung „Valerius Her⸗ 
bergers ſchöpferiſche Stunde“ zuerkannt. Weitere Preiſe er⸗ 
hielten Margarete Koch-Görlitz („Das vergeſſene Leben“ 
und „Der Ruf der Heimat“), Emma Neumann⸗Sckmarſe 
(„Wie Birke Ernſtine zum neuen Hut kam“), Alfred Kat⸗ 
ſchinſki⸗Stettin („Der Schatz“), Rentz⸗Haſenfier („Dein 
Sohn lebt“), Helene Kaufnicht⸗Schneidemühl („Märchen“), 
Hermann Piſchke⸗Frankfurt („Im Grenzland“), Dr. 
Weinkauf⸗Tarnowke („Das ungeleckte Kalb“), Bruno 
Gierſche-Dobrin („Die letzte Hilfe“), Dr. Aßmann⸗ 
Schönlanke (Gedichte), Dr. Tepper ⸗Strausberg („Niedere 
Gerichtsbarkeit in einem deutſchen Grenzdorf“), Friedrich 
i („Die verkehrspolitiſche Bedeutung der 
Netze)“, Walter Reiche⸗Kainſcht („Geſchenkſitten“ und „Me⸗ 
ſeritzer Namengebung“). Hierzu ſchreibt die Landesgruppe 
Grenzmark des BDD: Eine Reihe von Schriftſtellern konnte 
von dem Preisgericht nicht berückſichtigt werden. Wir hoffen, 
daß ſie trotzdem ihr Intereſſe an unſerer Provinz behalten 
werden. Einzelne preisgekrönte Arbeiten erſcheinen im 
„Heimatkalender 1936 für die Provinz Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen“. 


Bemerkungen zur baltiſchen Volkstumspolitik 


Es gibt eine treffende franzöſiſche Redensart, die den 
Ruſſen in ſeiner mehr nach Aſien als nach Europa hin⸗ 
weiſenden Weſensart kennzeichnet: Crattez le Russe et le 
barbare paraitra. Nicht zuletzt trifft dieſes Urteil die Ge⸗ 
ſinnung und die Methoden, mit denen das alte zariſtiſche 
Rußland die Frage der ſogenannten völkiſchen 
Minderheiten zu löſen verſucht hat. Es müßte geradezu 
ein Wunder geſchehen ſein, wenn die völkiſche Unduldſam⸗ 
keit des Zarismus ohne jeden Einfluß auf die Nachfolge⸗ 
ftaaten Rußlands im oſteuropäiſchen Raum geblieben 
wäre. Und zwar ungeachtet deſſen, daß die ſtaatsbildenden 
Völker dieſer früheren Beſtandteile des Zarenreiches einſt 
ſelbſt unter der Brutalität völkerhaſſender Willkür geſtöhnt 
haben. Betrachten wir die drei, im engeren Sinne baltiſchen 
Staaten auf das Vorhandenſein ſolcher Tendenzen hin, ſo 
ſcheidet Litauen von vornherein aus, da die Neigung, 
bei der Auseinanderſetzung mit wehrloſen Angehörigen 
einer anderen Nation die Knute ſchrankenlos walten zu 


ſich der Genfer Völkerbund auf den gleichen Stand» 
punkt und wies die Klage der enteigneten volksdeutſchen 
Grundbeſitzer ab, weil „es ſich nicht um eine Maßnahme 
handelte, die gegen eine völkiſche Minderheit gerichtet wäre“. 
Und das, trotzdem durch das Agrargeſetz die deutſchen 
Volksgruppen Lettlands und Eſtlands ihres geſamten 
Landbeſitzes beraubt wurden, und trotzdem beide Länder ſich 
bei der Anerkennung ihrer Selbſtändigkeit durch den 
Völkerbund in einer feierlichen Deklaration ver 
pflichten mußten, die Beftimmungen über den 
Minderheitenſchutz zu achten. In der erſten Zeit 
kam es allerdings noch manchmal zu Entgleiſungen, 
ſo, als während der Agrarreformdebatte in der eſtländiſchen 
Geſetzgebenden Verſammlung ein Abgeordneter frei von der 
Leber weg erklärte, der deutſchen Volksgruppe ſolle durch 
das neue Agrargeſetz „das Rückgrat gebrochen 
werden“. Heute kommen ſolch kompromittierende 
Zwiſchenfälle nicht mehr vor, der Apparat iſt eingeſpielt 


laſſen, hier derart ungehemmt iſt, daß mit euros 
päiſchen Mäßſtäben überhaupt nicht ge⸗ 
meſſen werden kann. Im Gegenſatz zu den Litauern 
ſind Letten und Eſten fraglos guten Willens, ſich dem 
europäiſchen Kulturkreis einzugliedern. Sie werden ſich 
daher aufs äußerſte gegen die Feſtſtellung ſträuben, in ihrer 
Einſtellung zum Problem des Zuſammenlebens mehrerer 
Völkerſchaften in einem Staatsgebiet noch ſtark unter 
ruſſiſchem Einfluß zu ſtehen. Doch können ſie leider nicht 
ganz von dieſem Vorwurf freigeſprochen werden. Solange 
in Lettland und Eſtland das parlamentariſch⸗ 
demokratiſche Syſtem herrſchte, d. h. im Zeitraum 
1919—1934, wurde die Entfaltung der nationalitätenfeind⸗ 
lichen Einſtellung durch die Eigenart eben dieſes Syſtems 
bis zu einem gewiſſen Grade gehemmt (womit durchaus 
nichts über die Güte dieſes Syſtems geſagt ſein ſoll). Un⸗ 
verhüllter trat die verderbliche Tendenz erſt nach Auf» 
richtung eines autoritären Regimes in beiden 
Ländern zutage. Ein 1 vortrefflicher Kenner baltiſcher 
Zuſtände, wie der Profeſſor Dr. Tatarin⸗Tarn⸗ 
heyden, Roſtock, ſagt hierzu in einer 1935 erſchienenen 
Abhandlung: „... die Reden des Diktators Ul⸗ 
manis . . . ſtellen . ., wie vor allem auch die 
Geſetzgebungstaten, aufden Kampf mit dem 
nichtlettiſchen Volkstum, ja auf die Agoni⸗ 
ſierung, wenn nicht Vernichtung alles 
fremden Volkstums und insbeſondere des 
Deutſchtums ab“. Aehnliches gilt, wenn auch mit 
einigen Abſchwächungen, für Eſtland. 


Es wird zuzugeben ſein, daß die Methoden der 
Bekämpfung fremden Volkstums in den 
baltiſchen Staaten andere, „feinere“ geworden ſind, als im 
zariſtiſchen Rußland. Sie ſind hinterhältiger geworden und 
weniger grobſchlächtig. Das Endziel iſt doch wohl dasſelbe 
geblieben: nicht die Zuſammenarbeit zum 
Wohle der gemeinſamen Heimat, ſondern 
die Vernichtung der Volksgruppen und die 
möglichſte Annäherung an das Hochziel des 
echten Nationalftaates. (Einige kritiſche Preſſe⸗ 
ſtimmen können daran nichts ändern.) Von ruſſiſchen Ver⸗ 
hältniſſen unterſcheidet ſich die heutige Lage in Lett⸗ und 
Eſtland dadurch, daß ein offener Vernichtungswille nicht 
mehr zutage tritt; ſondern die Kampfmaßnahmen 
gegen die Volksgruppen ſind heute getarnt. Es handelt 
ſich angeblich ſtets nur um den Kampf gegen einen 
politiſchen, wirtſchaftlichen oder ſonſtigen allgemein-ftaat- 
lichen „Notſtand“'. Die Maßregeln zur Behebung des 
Uebels erſtrecken ſich angeblich immer auf die Geſamt⸗ 
heit der Staatsbürger ohne Anſehen ihrer völkiſchen Zus 
gehörigkeit. Irgendeine Volksgruppe iſt beileibe nie damit 
gemeint! Schon die bezeichnenderweiſe „Agrarreform“ 
genannte Vernichtung der Bodenſtändigkeit der deutſchen 
Volksgruppen in Lettland und Eſtland wies die charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmale der neuen Methode auf, indem ſie der 
amtlichen Darſtellung nach durch die Notwendigkeit bedingt 
war, den heeresentlaffenen Frontkämpfern von 1919 Land 
zuzuteilen. Wie nicht anders erwartet werden konnte, ſtellte 


jenen deutſch 
Zeit beziehen dieſe die leerſtehenden Räume der ehemaligen 
deutſchen Banken, die Schalter tun ſich wieder auf, es hat 


und arbeitet lautlos und exakt. 


Hierzu einige, jederzeit beliebig zu vermehrende Bei⸗ 
ſpiele aus der jüngſten Verwaltungspraxis der beiden 
änder. Es gibt oder gab vielmehr in Lettland mehr 
wirtſchaftliche Unternehmungen der deut⸗ 
chen Volksgruppe, insbeſondere mehr volksdeutſche 
Kreditinſtitute, als das „dem prozentualen Anteil des lett⸗ 
ländiſchen Deutſchtums an der Geſamtbevölkerung des 
Landes entſpricht“, wie das betreffende Schlagwort der 
lettiſchen Preſſe lautet. Die autoritäre Regierung, heute 
nicht mehr auf die ſchwer in Gang zu ſetzende Geſetz⸗ 
ee ee des Parlaments angewieſen, erläßt ein 
eſetz, wonach Banken, deren mangelnde Liquidität 
eine Gefahr für ihre Einleger bedeuten könnte, nach 
Ermeſſen der Behörde kurzerhand vom Staate 
übernommen werden dürfen. Das neue Geſetz findet bald 
darauf wiederholt Anwendung. „Zufällig“ ſind es ausgerechnet 
in volksdeutſcher Hand befindliche Banken geweſen, die dem 
neuen Geſetz zum ae fallen. Der im benachbarten Eſt⸗ 
land anſäſſige maßgebende Aktionär eines der betroffenen 
Rigaer Kreditinſtitute erbietet ſich ſofort, deſſen Eigenkapital 
zu verdoppeln, um dem behördlichen Zugriff jeglichen 
Rechtsboden zu entziehen. Umſonſt: ſein auf ſchnellſtem 
Wege gemachtes Anerbieten trifft in Riga „zu fnät“ ein, 
der Betrieb iſt bereits beſchlagnahmt. Die lettiſche Preſſe 
tellt befriedigt feſt, daß der Staat ſeine Pflicht, „die Belange 
er Einleger wahrzunehmen“, reſtlos erfüllt hat. Was ge⸗ 
ſchieht nun weiter, ohne daß diesmal die Oeffentlichkeit 
unnötigerweiſe bemüht wird? Bisher wenig hervor⸗ 
getretene, dafür aber einwandfrei in lettiſcher Hand 
befindliche Geldinſtitute werden von der 
Behörde mit der Uebernahme der geſchloſ⸗ 
en Banken betraut! Nach kurzer 


ſich „nur“ das eine geändert, daß in den Direktions- 
ſeſſeln und auf den Kontorſchemeln nicht mehr deutſche, 
ſondern lettiſche Lettländer ſitzen. 


Ein anderes Beiſpiel: der auf der Wacht des ſozialen 
Wohlergehens ihrer Bürger ſtehenden Regierung 
kann es nicht verborgen bleiben, daß die Mitglieder einzelner 
Krankenkaſſen von einer größeren Anzahl von 
Aerzten betreut werden, als mit einem einigermaßen aus» 
kömmlichen Einkommen dieſer Aerzte zu vereinbaren iſt. 
Von einem vorbildlichen Verantwortungsbewußtſein durch⸗ 
drungen, ſorgt die Regierung dafür, daß der größere Teil 
der Aerzte einer Rigaer Krankenkaſſe ausſcheidet, damit 
dem verbleibendem Reſt ein menſchenwürdiges Daſein ficher- 
geſtellt werden kann. Gewiß eine harte, aber vom ſozialen 
Standpunkt aus durchaus zu rechtfertigende Maßnahme. 
Daß die betroffene Krankenkaſſe, ſowohl ihren 
Mitgliedern, als auch den angeſchloſſenen Aerzten nach. 
eine rein volksdeutſche Angelegenheit iſt, iſt 
doch wieder nur ein „Zufall“ geweſen, nicht wahr? Nach 
einer gewiſſen Anſtandspauſe find dann in aller Stille an 
Stelle der entlaſſenen deutſchen Aerzte 
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ebenſoviele lettiſche neu eingeftellt worden, die 
nichts ungetan laſſen werden, um der Kaſſe ihr deutſches 
Gepräge zu nehmen. 

Man wolle der lettiſchen Regierung nur ja nicht den 
Vorwurf machen, daß ſie zu wenig um die kulturellen 
Belange des Volkes beſorgt jeil Das höchſt neuzeit⸗ 
liche lettländiſche Denkmalsſchutzgeſetz beſagt, daß 
geſchichtlich wertvolle Gegenſtände im Falle unzweckmäßiger 
Aufbewahrung oder ordnungswidriger Behandlung mit 
Einwilligung des Kultusminiſters in ſtaatlichen Verwahr 
genommen werden können. Wenn es ſich nun erweiſt, daß 
die Vorausſetzungen zu dieſer Maßnahme auf das deutſche 
Rigaer Dommuſeum, das deutſche Kurlän⸗ 
diſche Provinzialmuſeum in Mitau, das Archiv 
der deutſchen St. Mariengilde zu Riga zutreffen, 
wer wollte da etwa behaupten, daß ein beſonders einſeitig 
entwickeltes Intereſſe der aufſichtführenden Behörde die 
Schuld daran trägt? Die wertvollen, teilweiſe 
bis weit in die Hanſezeit zurückweichenden 
Urkunden⸗ und Handſchriftenſammlungen 
der genannten Inſtitute gehen aus deutſcher in let⸗ 
tiſche Hand über. Die Ausführung erfolgt durch die 
Polizei, die ganze Arbeit macht und die Beute auf zahl» 
reichen Laſtkraftwagen „in Sicherheit bringt“. 

Nicht nur die Staatsbehörden, auch die kommunalen 
Stellen zeigen ſich ihrer Aufgabe durchaus gewachſen. Das 
Rigaer ſtädtiſche Bildungsamt teilt der volks⸗ 
deutſchen Künſtlerorganiſation „Rigaer Kunſtverein“ 
mit, dieſer habe bis zum 1. November d. Is. die von ihm 
im ſtädtiſchen Kunſtmuſeum benutzten Räume zu verlaſſen. 
Auch hier kann ſelbſtverſtändlich nur böſer Wille ein gegen 
das Kunſtleben der deutſchen Volksgruppe gerichtetes Vor— 
gehen erblicken, da jeder Magiſtrat in der ganzen Welt doch 
wohl nach eigenem Gutdünken über ſeine Räumlichkeiten 
verfügen darf — oder nicht? Die der Regierung nahe— 
ſtehende lettiſche Zeitung „Riht“ berichtet über den Vorfall 
unter der Spitzmarke „Aufregung nicht am Platz“. 
Auch das, wie bereits erwähnt, ſeiner Sammlungen teil⸗ 
weiſe ſchon beraubte Dommuſeum und die räumlich mit dem 
Muſeum vereinigten volksdeutſchen Vereine „Geſell⸗ 
ſchaft für Geſchichts⸗ und Altertumskunde“ 
ſowie „Rigaer Naturforſcherverein“ will die 
Stadt Riga als Rechtsnachfolgerin der ſeinerzeit den Deut⸗ 
ſchen durch Notverordnung geraubten Dom⸗ 
kirche auf die Straße ſetzen. Dieſelbe Zeitung „Riht“ gibt 
den Vereinen den wohlmeinenden Rat mit auf den Weg, 
der Einfachheit halber doch die ihnen gehörenden Samm⸗ 
lungen gleich dazulaſſen und „der Stadt als Leih⸗ 
gabe zu übergeben“. 

Daß auch die deutſche Sprache und das 
deutſche Schrifttum bei dieſen und ähnlichen 
Drangſalier ungen und Schikanen ihr Teil ab⸗ 
bekommen, verſteht ſich am Rande. Im lettländiſchen See⸗ 
bad Majorenhof, das nicht nur von einheimiſchen, 
ſondern auch ausländiſchen Badegäſten aufgeſucht wird, 
erfährt es ein Kaufmann zu ſeinem Schaden, daß man nicht, 
ohne empfindliche Polizeiſtrafen zu gewärtigen, in ſeinem 
Laden einen deutſchredenden Lautſprecher für 
ſeine Waren werben laſſen darf. In der eſtländiſchen Klein⸗ 


Schriften. 


ſtadt Weißenſtein ſingen deutſche Mädel in der ſtädtiſchen 


Anlage auf dem Wall abends deutſche Volkslieder. Die eſtniſche 


Behörde erblickt darin eine Kundgebung, die geeignet 
iſt, die öffentliche Ruhe und Sicherheit zu ge⸗ 
fährden und das eſtniſche Nationalgefühl heraus⸗ 
zufordern. Die Tat findet ihre Sühne durch harte Geld— 
bzw. Haftſtrafen. Im amtlichen Rigaer Regierungsanzeiger 
vom 7. Auguſt d. Is. findet der Leſer ein Verzeichnis von 
139 Druckſchriften, deren Einfuhr und 
Verbreitung in Lettland verboten ſind. Dieſes 
eigenartige Seitenſtück zum römiſchen „index librorum 
prohibitorum“ enthält neben Erzeugniſſen marxiſtiſcher 
Zerſetzungsliteratur eine lange Reihe von deutſchen 
Uns fallen folgende auf: „Aufbau einer 
Nation“ von Hermann Göring, „Adolf Hitler“ von Philipp 
Bouhler, „Horſt Weſſel“ von Prof. Max Kullak, „Der 
Führer als Redner“ von K. Kindt, „Blut und Ehre“ von 
Baldur von Schirach, „Deutſchland zwiſchen Nacht und Tag“ 
von Fr. Heiß, „Die nationalſozialiſtiſche Revolution“ von 
Dr. W. Gehl, „Das erwachende Berlin“ von Dr. Joſef Goebbels. 
Die Reihe der vom Verbot betroffenen Schriften natio- 
nalſozialiſtiſchen Inhalts iſt damit noch lange 
nicht erſchöpft. Es folgen noch fo viele andere, daß es jeder- 
mann klar werden muß: hier ſoll einem Volk jede 
Gelegenheit genommen werden, ſich mit der 
nationalſozialiſtiſchen Gedankenwelt be⸗ 
kannt zu machen. Insbeſondere ſoll wohl auch die 
deutſche Volksgruppe dieſes Landes vor der „Gefahr“ ge— 
ſchützt werden, der Weltanſchauung des heutigen Deutſch— 
land anheimzufallen. Notwendigkeit? Zweckmäßigkeit? 
Politiſche Klugheit? Schön! Aber was ſoll man ſagen, 
wenn man erfährt, daß ein „Atlas zur deutſchen Geſchichte 
der Jahre 1914 bis 1933“ verboten wird, oder „Auerbachs 
deutſcher Kinderkalender 1934“. Ganz ſtill ſteht dem er⸗ 
ſtaunten Leſer des Rigaer Regierungsanzeigers der Ver⸗ 
ſtand, wenn fein Blick auf folgende Werke der ſchönen 
Literatur fällt: „Das dritte Reich des Paracelſus von 
E. G. Kolbenheyer und „Alte Neſter“ von Wilhelm Raabe! 
Haſtig rekapituliert man, daß Kolbenheyer zwar wohl ein 
Zeitgenoſſe des Nationalſozialismus iſt, in ſeinem Werk 
aber mit dem XVI. Jahrhundert ein Zeitalter behandelt, das 
dem 1919 begründeten lettiſchen Staat kaum noch gefährlich 
werden kann. Wilhelm Raabe hingegen hat ſeine „Alten 
Neſter“ ſchon im Jahre 1879 abgeſchloſſen, zu einer Zeit 
alſo, die noch nichts von jenen Gedanken wußte, die in 
gewiſſen Ländern heute als ſtaatsgefährlich gelten. Auch 
nach ſonſtigen Verbotsgründen ſieht man ſich vergeblich um. 
In keinem von beiden Werken wird Lettlands oder über⸗ 
haupt nur des europäiſchen Oſtens Erwähnung getan. 
Warum alſo das Verbot? Klar erſichtlich iſt nur eins, daß 
nämlich eine hohe Behörde beide Werke nie geleſen hat. 
Dem erſtgenannten dürfte wohl das Vorkommen der Worte 
„Das dritte Reich“ im Buchtitel zum Verhängnis ge⸗ 
worden ſein, beim zweiten genügte die unterbewußte Er⸗ 
innerung an eine neulich in der „Revaler Zeitung“ er⸗ 
ſchienene Artikelfolge mit gleich⸗ oder ähnlich lautender 
Ueberſchrift. Es wurden darin durch die Agrarreform 
zerſtörte baltiſche Edelſitze ſehr eindrucksvoll 
geſchildert. Difficile est satiram non scribere. Rbs. 


Sachſen als Teil der deutſchen Oſtfront 


Der Aufbruch der Nation hat den Deutſchen Oſten neu 
erſchloſſen. Er iſt uns heute kein Raum, der mit den Begriffen 
Zahl, Größe, Nutzen allein erfaßt werden könnte: Er iſt volk⸗ 
liche Leiſtung, Geſetz des Kampfes, Sehnſucht nach Freiheit 
und Weite. Er ſteht inſofern jenſeits materieller Wertung. Er 
iſt Idee, Geſinnung, Glaube. g 

Damit ſei beileibe nicht irgendwelcher politiſchen Romantik 
das Wort gesprochen. Grenzpolitiſche Arbeit duldet keine Ber: 
ſtiegenheiten. Nur ſoviel gilt es von vornherein zu verſtehen: 
daß der deutſche Oſten nur beſtehen kann, wenn er gemein⸗ 
deutſche Aufgabe wird. Der deutſche Oſten iſt als Einheit und 
als Ganzes zu begreifen, d. h. als ein Raum, der von Tilſit bis 
Paſſau, von Memel bis Radkersburg reicht, das deutſche Bin⸗ 
menland umgürtet und ſich über die deutſchen Volkstumsbrücken 
tief hinein in den nahen Oſten taſtet. 
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Im Kernſtück dieſes Gürtels aber liegt Sachſen. Seine 
Stellung in dieſer oſtdeutſchen Einheit ſoll in ſechs Kurz 
betrachtungen umriſſen werden. | 

Erſtens: Sachſen iſt ein Grenzland von 517 km 
Länge. Von ſeinen 27 Amtshauptmannſchaften berühren 11 die 
Reichsgrenze. Jenſeits dieſer Grenze dehnt ſich ein breiter 
Streifen deutſchen Volksgebietes (Sudeten⸗ 
deutſchtum). Nehmen wir hierzu, daß die Kette der größeren 
ſächſiſchen Städte von Zittau bis Plauen i. V. im Durchſchnitt 
20 km von der Landesgrenze entfernt liegen, daß der Erz⸗ 
gebirgskamm keinen Riegel, ſondern eineganzverkehrs⸗ 
offene Grenze bildet, die 16 Paßſtraßen, 7 Eiſenbahn⸗ 
und 9 Autobuslinien überqueren; daß die ſtrategiſch beherr⸗ 
ſchenden Punkte der Grenzgebirge, von denen ſich die bedeu⸗ 
tendſten ſächſiſchen Städte als bequem einſehbares Ziel bieten, 


auf tſchechiſchem Hoheitsgebiet liegen; daß der tſchechiſche Staat 
behüh . Je Sudetendeutſchen durch eine Jolie rſchi cht 
tichechiſcher Anſiedler, die man an der ſächſiſchen 
Srenze anſetzt, die unmittelbare räumliche Verbindung mit 
dem Reiche zu nehmen, ſo 85 ſich die unbeſtreitbare Tat- 
ache, daß Sachſen Grenzmark iſt. a 
che denn 11 5 der Grenzmark Sachſen“ ſprechen, ſo ver⸗ 
kennen wir damit keineswegs, daß die volksdeutſche 
Front im ſudetendeukſchen Vorfeldliegt. Doch 
iſt der Titel dazu beſtimmt — wie es der Gauinſpekteur der 
Bayeriſchen Oſtmark Pg. Ganninger auf der Arbeitstagung des 
BDO in Cham formulierte, — „einen Kreis deutſcher Menſchen 
mit dem en zu erfüllen, daß Jie innerhalb der großen 
deutſchen Oſunark, die ſich von Oeſterreich bis hinauf nach Oſt⸗ 
preußen erſtreckt, einen wichtigen Abſchnitt zu betreuen und zu 
behüten haben.“ . en 

Als Ludwig II. von Bayern die „Walhalla“ bei Regens⸗ 
burg errichtete, da konnte er davon ſprechen, daß dieſe Ruhmes⸗ 
halle des deutſchen Geiſtes „um Herzen Deutſchlands“ liege. 
Heute liegt ſie im Schußbereich feindlicher Geſchütze. Das kenn⸗ 
zeichnet die Wandlungen in der Bedeutung der Grenzen, die 
ſich ſeit damals vollzogen, — für Bayern ebenio wie für 
Sachſen. Nur wenn ein Grenzland die Größe feiner Aufgaben 
ſehen lernt, karin in ihm die ſtolze Ueberzeugung Allgemeingut 
werden: Im Grenzland leben, iſt kein Unglück, 
ſondern ein Vorzug des Schicksals. 
Zweitens. Ebenſo aber gehört Sachſen zur Oſtfront 
kraft geſchichtlichen Rechtes. Sachſen teilt mit dem gejamten 
deutichen Oſten das dieſen Raum geſtaltende Grunderlebnis: 
die oſtdeutſche Koloniſation, oder wie es beſſer 
heißen müßte, die Wiederbeſiedlung des oſtger⸗ 
maniſchen Raumes. Wir erkennen heute in dieſer Wan⸗ 
derbewegung eine der gewaltigſten deutſchen Leiſtungen. Und 
es wird die Aufgabe unſerer und künftiger Generationen ſein, 
ihre Unvergänglichkeit zu beweiſen. Alle Großtaten deutſcher 
Geſchichte waren das gemeinſame Werkallerdeut⸗ 
ſchen Stämme und Stände. Die große deutſche Oſt⸗ 
bewegung des Mittelalters wurde von allen gemeinſam getra⸗ 


en: Ritter und Mönch, Städter und Bauer; Thüringer, 


ranke, Bayer und Schwabe, Niederſachſe und Holländer, alle 
wirkten zuſammen. So auch in Sachſen. f 
Freilich weiſen die deutſchen Oſträume nach der Art der 
ſtändiſchen Gliederung mancherlei Verſchiedenheit auf, nicht 
minder auch nach der Art der ſie koloniſierenden Stämene. 
Während beilpielsweiſe in Weſtpreußen das niederdeutſche 
Element vorherrſcht, die Bayeriſche Oſtmark nur bayeriſche 
Siedler aufnahm, ſetzten ſich in Sachſen die deutſchen Stämme 
„in Gemenglage“ feſt: Thüringer neben Franken, dazwiſchen 
Nieder⸗ und Oberdeutſche; ſo lebt in den Oberſachſen von heute 
das Bluterbe vieler deutſcher Stämme. Und noch etwas wirkte 
gliedernd auf den oſtdeutſchen Menſchenſchlag: die Auseinander⸗ 
ſetzung mit den fremden, den flawiſchen Elementen. 0 . 
Slawiſche Kampfliteratur redet von „Ausrottung ſlawi⸗ 
ſcher Bevölkerung“ und von „Zerſtörung flawiſcher Kulturen“. 
Tatſächlich war die deutſche Oſtbewegung der Siegeszug 
deutſcher Ueberlegenheit in Wirtſchaft und 
Recht, in Geſinnung und Arbeitswillen, in 
handwerklichem und geiſtigem Können. Eine un- 
voreingenommene Geſchichtsſchreibung wird ſogar feſtſtellen 
müſſen, daß die freiwillige Unterwerfung der Slawen aus⸗ 
ſchlaggebender geweſen iſt als ihre kämpferiſche Bezwingung. 
Went dieler Satz für die nördlichen Oſtgebiete erſt vom Ende 
des 13. Jahrhunderts an gilt, in Sachſen iſt die Ein⸗ 
ordnung der ſlawiſchen Gebiete linkselbiſch 
ſeit dem 10., rechtselbiichſeit dem 11. Jahrhun⸗ 
dert nicht mehr in Frage geſtellt worden. Die 
ſogenannte „wendiſche Frage“ iſt ein Kunſtprodukt, erzeugt im 
vergangenen Jahrhundert von einer kleinen Gruppe Lauſitzer 
Intellektueller (Schmaler). Nicht aufgelöſt haben unſere 
Vorfahren im Oſten, ſondern erfüllt. „Du magſt einen 


und 


Gott bekennen, welchen du willſt, unſer Gott biſt Du“, ſollen 
flawiſche Fürſten zu Heinrich dem Löwen gejagt haben. Wie 
eine göttliche Kraft wirkten die Segnungen des Deutſchtums 
auf das armſelige flawiſche Land. 

Es wäre falſch, ſich die deutſche Oſtbewegung wie das 
überlegte abſchnittsweiſe Vorgehen im modernen Stellungskrieg 
vorzuſtellen. Der Oſtraum war im Mittelalter noch offene 
Weite, die nichtdeutſche Bevölkerung ſpärlich 
und zerſtreut, verteilt auf Böden, die das primitive Acker⸗ 
gerät gerade noch in Kultur nehmen konnte. Die deutſchen 
Siedler umgingen meiſt die geſchloſſenen ſlawiſchen Gebiete 
oder machten auf ihnen nur vorübergehend Halt. Dann konnte 
es vorkommen, daß die zu ſchwache deutſche Neuſiedlung vom 
Slawentum unterging. Esiſteine grundlegende, für 
den geſamten deutſchen Oſtraum zubelegende 
Tatſache, daß dem Eindeutſchungsvorgang 
gleichlief oder nachgeſchaltet war der Vor⸗ 
gangder Entdeutſchung. Das iſt eine Erſcheinung, die 
in den ſlawiſchen Geſchichtsdarſtellungen verſchwiegen wird. 

Erſt im Zuge der Oſtkoloniſation kann das Deutſchtum zum 
Bewußtſein ſeiner ſelbſt. Wie die Koloniſation die Stammes⸗ 
ſonderung zerbricht und damit ſchon vor Jahrhunderten hin⸗ 
wies auf eine über den Stämmen ſtehende Einheit, fo ſchuf das 
öſtliche Neuland die deutſche Schriftſprache, anſatz⸗ 
haft im deutſchen Ordensland, endgültig und unverlier⸗ 
bar im böhmiſch⸗oberſächſiſchen Raum. Wie im 
kolonialen deutſchen Norden und Oſten die franzöſiſche Gotik 


ihre kraftvolle deutſche Löſung in den Badjteindomen fand, jo 


brachten die Naumburger, die Meißener, Wechſelburger und 
Freiberger Kunſtwerke die großartigſte Selbſtgeſtaltung des 
deutſchen Menfchen. Dieſe Neuſchöpfungen find vielleicht das 
Koſtbarſte, was das Oſtland dem Mutterlande geſchenkt hat. 
An ihnen hat Sachſen den ſtolzeſten Anteil. 

Drittens. Der koloniale Raum geſtaltete nicht nur 
die völkiſche Zuſammenſetzung der ſächſiſchen Bevölkerung, ſon⸗ 
dern auch ihre ſeeliſche Artung. Die mittelalterliche 
Oſtbewegung zeitigte eine Ausleſe größten 
Stils. Die Weicheren, Gebundeneren, Gefühlsbelaſteten und 
Satten blieben zurück. Ins ungeſicherte Neuland zogen die 
Härteren, die Unbeſchwerten, die Nüchternen, die Wagenden 

Spannträftigen. Dieſer Menſchenſchlag wurde von ganz 
Deutſchland für den geſamten Oſtraum ausgeleſen, und darum 
finden wir ſeine Charakterzüge auch im ganzen Oſtland. Man 
hat den Oberſachſen gekennzeichnet als ſpannkräftig, rührig, 
verſtandesſcharf und nüchtern. Das alles fd Eigenſchaf⸗ 
ten kolonialen Menſchentums. Dem Oberſachſen 
fehlt die wuchernde Phantaſie; er iſt ſachlich, unpathetiſch, je⸗ 
dem Gefühlsüberſchwang abgeneigt. Nicht beſchaulicher oder 
verklärender Humor, ſondern Witz, Spott, Ironie und freilich 
gar oft ein leidiger Kritizismus in dieſer gefühlsdünnen Tein- 
peratur. e iſt ein Hang zur Lehrhaftigkeit und zum 
rationalen Begreifen. Fern liegt ihm die grübleriſche Ver⸗ 
ſunkenheit, hell, klar, bewußt und vorſätzlich iſt ſein Leben und 
1 Alles unſentimentale und harte Züge, über die nur 
gewiſſe lippenfaule und darum vom Nichtſachſen als weich 
empfundene oberſächſiſche Mundarten hinwegtäuſchen! Gibt 
man ſchon zu, daß auch im Oberſachſen ein gutes Stück Oſt⸗ 
märkertum ſteckt, ſo wird dieſe Erkenntnis nicht dadurch wider⸗ 
legt, daß man gewiſſe ſlawiſche Charakterzüge entdeckt, denn 
die ſtecken irgendwie, bald ſtärker, bald ſchwächer, in jedem 
Oſtmärker. Man könnte hierzu rechnen das erſtaunliche An⸗ 
paſſungsvermögen und das mitunter nicht allzu ſtark ent— 
wickelte Perſönlichkeitsbewußtſein. Bemühen wir uns, 
ſtatt des binnendeutſchen Oberſachſen den 
oberſächſiſchen Oſtmärker zu ſehen, der er jahr» 
hundertelang war! Eine nicht unwichtige Stellung an der 
geiſtigen Oſtfront iſt damit ausgebaut: man wird den Oſt⸗ 
märker ernſter nehmen als den vermeintlichen Binnenländer. 

(Fortſetzung folgt.) 


Buchbeſprechungen 


Polen. Volk, Staat, Kultur, Politik und Wirtſchaft. 
Von Johannes Ahlers. Deutſcher Verlag für Politik 
und Wirtſchaft (vormals Zentralverlag G. m. b. H.), Berlin, 
1935. 207 Seiten. 30 Karten und ſtatiſtiſche Schaubilder, 


16 Kunſtdrucktafeln. Preis Halbleinen 4,20 RM. —. Die 


nüchterne Sachlichkeit dieſes Polenbuches von Ahlers, dem 
Warſchauer Vertreter des „Eildienſt“ und der „Kattowitzer 
Zeitung“, iſt nach manchen weniger gelungenen Erzeug⸗ 
niſſen der deutſchen Polenliteratur der Jahre 1934/35 
geradezu eine Erholung. Ahlers ſchreibt weder für noch 
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gegen, fondern über Polen. Er erkennt Leiſtungen an, wo 
ſie vorhanden ſind, und deckt Schwächen auf, wo ſie ſich 
nicht leugnen laſſen. 
bringen, wo ſie zur Beleuchtung des Tatbeſtandes unerläß— 
lich erſcheint. 
Land und Leute, der Staat, die Wirtſchaft. Daß ein Buch, 
das es ſich zum Ziel geſetzt hat, den Geſamtkomplex des 
polniſchen Lebens zu umreißen, im Einzelnen manche 
Mängel aufweiſt, iſt verſtändlich. Aber man muß zugeben, 
daß dieſe Mängel nur Einzelheiten betreffen, und daß das 
Buch als Ganzes einer kritiſchen Betrachtung durchaus 
ſtandhält. Die Danziger Frage hätte eine ihrer Bedeutung 
entſprechende ausführlichere Behandlung vertragen. Das 
kaſchubiſche Volkstum wird nicht erwähnt. Auch die waſſer⸗ 
polniſche Eigenart Oberſchleſiens wird übergangen. Die 
Entſtehung des polniſchen Bürgertums iſt in den einzelnen 
Landesteilen wohl verſchiedenartiger vor ſich gegangen, als 
Ahlers ſie darſtellt. Von der Genfer Oberſchleſienkonvention 
iſt nicht die Rede. Die Bemerkungen über die Deutſchen in 
Polen und ihr Organiſationsweſen ſind zu dürftig und wohl 
auch etwas einſeitig. Bei einer ganzen Reihe von Wirt⸗ 
ſchaftszahlen wären erläuternde oder kritiſche Bemerkungen 
am Platze geweſen uſw. Aber das ſind, wie geſagt, Mängel 
in Einzelheiten, die den Wert des Ganzen nicht weſentlich 
beeinträchtigen können. Für alle Gebiete des polniſchen 
Lebens (außer demjenigen des rein kulturellen) bietet das 
Buch von Ahlers eine umfaſſende Darſtellung, und die 
Urteile, die er fällt, mit denen er übrigens vorſichtig und 
ſparſam umgeht, ſind durchaus beachtlich. Beſonders er— 
freulich iſt es, daß er (wohl zum erſten Mal von deutſcher 
Seite) eine zuſammenfaſſende Darſtellung der politiſchen 
Entwicklung Polens bis zur Gegenwart gibt. Dieſe Dar: 
ſtellung, die nahezu die Hälfte des Buches einnimmt, be— 
ginnt, nach einleitenden Bemerkungen über das 19. Jahr— 
hundert, mit der Revolution von 1905 und findet mit dem 
Tode des Marſchalls ihren gleichſam natürlichen Abſchluß. 
Trotzdem Ahlers eine Unmenge von Einzeltatſachen bringt, 
ermüdet er den Leſer nicht. Denn die Tatſachen, die er 
anführt, find nicht bloßer Selbſtzweck des Buche, ſondern 
ſie dienen dazu, die Entwicklungsrichtung des polniſchen 
Lebens und die an dieſem wirkſamen Kräfte in Erſcheinung 
treten zu laſſen. In dieſer Hinſicht läßt ſich aus ſeiner 
Arbeit viel Nützliches entnehmen. Das Buch iſt als eine der 
brauchbarſten Erſcheinungen der neueren deutſchen Polen— 
literatur zu begrüßen. Dr. K. 


N Jevölkerungsenkwicklung im Driffen Reich. Tatſachen 
und Kritik. Von Friedrich Burgdörffer. Kurt Vo⸗ 
winkel⸗Verlag, G. m. b. H., Berlin — Heidelberg, 1935. 
84 Seiten. Der bekannte Berliner Bevölkerungsſtatiſtiker 
unterſucht hier im Auſſchluß an ſein grundlegendes 
Werk „Volk ohne Jugend“ die Bevölkerungsentwicklung, die 
Deutſchland in den beiden erſten Jahren der nationalſoziali⸗ 


ſtiſchen Herrſchaft durchgemacht hat. Völker können ewig 


leben, wenn ſie nur wollen, wenn ſie den Willen zum 
Kind nicht verlieren. Dieſen Willen hat das deutſche Volk in 
den letzten drei Jahrzehnten zuſehends und im letzten Jahr⸗ 


Verſönliches 


Silberne Hochzeit: Gendar⸗ 
merie- Hauptmann i. R. Emil 
Milde und Frau Clara, geb. 
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Kritik, ſagt er, wolle er nur dort vor⸗ 
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zehnt in erſchreckendem Maße verloren. Das deutſche Volk 
hat aufgehört, ein wachſendes Volk zu ſein; es hat nicht mehr 
ſo viele Kinder, wie notwendig ſind, um ſeinen Beſtand zu 
erhalten. Dreißig Jahre Geburtenrückgang können im Leben 
eines Volkes nicht einfach ungeſchehen gemacht werden. Die 
Frage iſt nur, ob es ſich hierbei um eine Dauererſcheinung 
handelt, oder ob das deutſche Volk die Periode des biologi⸗ 
ſchen Selbſtmordes, an der Hellas und Rom und andere 
Kulturvölker geſcheitert ſind, überwindet. In den beiden 
erften Jahren der nationalſozialiſtiſchen Regierung hat 
Deutſchland, wie Burgdörffer im einzelnen darlegt, hinſicht⸗ 
lich der verhältnismäßigen Steigerung ſeiner Ehe⸗ 
ſchließungen und Geburten bisher niemals erreichte Rekorde 
aufgeſtellt. Die Zahl der Eheſchließungen und Geburten iſt 
von 1933 auf 1934 um etwa 24 v. H. bzw. 23 v. H. geſtiegen. 
So gewaltig dieſe Steigerung auch iſt, — die Zahl der Ge⸗ 
burten reicht, wie Burgdörffer nachweiſt, in Anbetracht des 
anormalen Altersaufbaus des deutſchen Volkes auch heute 
noch bei weitem nicht aus, um den Volksbeſtand zu erhalten. 
Das deutſche Volk iſt mit einer ſchweren „Hypothek des 
Todes“ belaſtet: Die überaus ſtark beſetzten Jahrgänge der 
Vorkriegszeit rücken allmählich in das Alter auf, in dem ſich 
die Todesfälle häufen: die ihnen folgenden Jahrgänge der 
Kriegs- und Nachkriegszeit aber ſind infolge des kata— 
ſtrophalen Geburtenrüdgangs ſchwach beſetzt. Es wird alſo, 
auch wenn der im Jahre 1934 erreichte Geburtenſtand be⸗ 
hauptet wird, etwa um die fünfziger Jahre eine Periode 
eintreten, in der die Todesfälle die Geburtenzahlen über⸗ 
ſteigen. Die Unterſuchungen Burgdörffers beſchäftigen ſich 
mit einem Thema, über deſſen Ernſt man ſich nicht mit der 
berechtigten Freude über die außerordentlichen Erfolge hin— 
wegtäuſchen laſſen darf, die in den erſten beiden Jahren der 
nationalſozialiſtiſchen Regierung auf bevölkerungspolitiſchem 
Gebiet bereits erzielt worden ſind. Am deutſchen Volk wird 
es ſich in den nächſten Generationen erweiſen, ob es möglich 
iſt, daß ein an der Feigheit vor dem Kinde ſterbendes Volk 
noch die Kraft zur Umkehr beſitzt. Wenn es dem National- 
ſozialismus gelingt, die zu dieſer Umkehr notwendigen ſeeli⸗ 
ſchen Kräfte im deutſchen Volke zu wecken, dann hat er ſeine 


Sendung in der tiefſten Bedeutung des Wortes erfüllt. Dr. K. 


Das Baltikum. Von Claus Grimm. Verlag Grenze 
und Ausland, Berlin-Stuttgart 1935. Taſchenformat 40 S. 
Preis 0,60 „. . — Die kleine Schrift trägt das Wichtigſte 
über die baltiſchen Staaten Eſtland und Lettland ſowie 
Litauen zuſammen: Geographiſche, wirtſchaftliche und Be⸗ 
völkerungsverhältniſſe. Eine beſondere Behandlung er- 
fahren die Deutſchen, ihre geſchichtliche Leiſtung und Ent⸗ 
wicklung in Eſtland und Lettland, ihre gegenwärtige Lage. 
vor allem ihr Bildungsweſen in dieſen beiden Ländern wie 
auch in Litauen. Eine Aufzählung der deutſchen Organi⸗ 


ſationen und Einrichtungen iſt im Anhang beigefügt. Zwölf 
Diagramme und Karten unterſtützen den Text. Ein Teil der 
ſtatiſtiſchen Angaben und einige ſonſtige Daten ſind überholt. 
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